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RECHTSGRUNDLAGEN (AUSWAHL) 
Grundlagen dieses Bebauungsplans sind: 

1. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587). 

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). 

3. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057). 

4. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. März 2020 (BGBl. I S. 440). 

5. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BIm-
SchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt 
geändert durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328). 

6. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. März 2020 (BGBl. I S. 433). 

7. Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24. November 1998 
(GVBl. S. 365), zuletzt mehrfach geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2019 
(GVBI. S. 112). 

8. Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landesnaturschutzge-
setz - LNatSchG) in der Fassung vom 06. Oktober 2015 (GVBl. 2015, 283), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2016 (GVBl. S. 583). 

9. Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 (GVBI. S. 245). 

10. Landesnachbarrechtsgesetz (LNRG) vom 15. Juni 1970 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBl. S. 209). 

11. Landesstraßengesetz (LStrG) in der Fassung vom 01. Aug. 1977 (GVBl. S. 273), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 08. Mai 2018 (GVBl. S. 92). 

12. Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. 
S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 20 (GVBI. S. 297). 

 BESTANDTEILE DES BEBAUUNGSPLANS 
  

 Der vorliegende Bebauungsplan besteht aus  

 • der Planzeichnung, Maßstab 1 : 1.000, mit Legende 
 • den Rechtsgrundlagen, 
 • den separaten Textlichen Festsetzungen 
 • und den Verfahrensvermerken. 

 Die Begründung mit Umweltbericht ist beigefügt. 
 



Gemeinde Morbach, Ortsbezirk Wenigerath   
Bebauungsplan ‘Wenigerath – An der Rapperather Anwand’ Textliche Festsetzungen 

Fassung zur Bekanntmachung  Juli 2020 Seite 1 von 14 

GEMEINDE MORBACH – ORTSBEZIRK WENIGERATH 

BEBAUUNGSPLAN ‚WENIGERATH – AN DER RAPPERATHER 
ANWAND‘ 
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Ausfertigung: 

Die Bebauungsplansatzung besteht aus diesen Textfestsetzungen und der separaten Planzeichnung. 

Hiermit werden die Textfestsetzungen ausgefertigt. 

Morbach, den .................... . 
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1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄSS BAUGE-
SETZBUCH (BAUGB) 

1.1 ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

1.1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Eintragungen zur Art der baulichen Nutzung in die Nutzungsschablonen (vgl. Plan-
zeichnung) bedeuten: 

WA = Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO 

Zulässig sind: 

1. Wohngebäude, 

2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

3. Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zugelassen werden können: 

1. Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke, 

2. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

3. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

4. Anlagen für Verwaltungen. 

Nicht zulässig sind: 

1. Gartenbaubetriebe, 
2. Tankstellen. 

1.1.2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 16 bis 20 BauNVO) 

Höhe baulicher Anlagen 

Unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Trauf- und der Firsthöhe ist 

 die Höhenlage1 der Straßenoberkante der angrenzenden Straßenverkehrsfläche, 

 gemessen in der Mitte der Straßenverkehrsfläche in Gebäudemitte. 

 Die Höhenlage dieses Punktes ist durch lineare Interpolation aus den beiden be-
nachbarten in der Planzeichnung abgebildeten Straßenhöhen zu ermitteln. 

Bei Eckgrundstücken ist diejenige angrenzende Straßenseite maßgebend, die gemäß der 
Planzeichnung festgelegt ist. 

 
1
  Hinweis: Vgl. hierzu in der Planzeichnung eingetragene Höhen der geplanten Straße.  
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Bestimmungen zur Traufhöhe 

Die Traufhöhe (TH) wird definiert als  

 das senkrecht auf der Wand der straßenseitigen Fassade gemessene Maß vom un-
teren Bezugspunkt 

 bis zum oberen Bezugspunkt = Schnittlinie der Wand mit der Oberkante der Dach-
haut. Bei Dachformen ohne Trauflinie wie Flachdächern

2
 wird bis zum oberen Ab-

schluss der Wand (z.B. Attika) gemessen. 

Bei der Bestimmung der Traufhöhen wird zwischen Grundstücken in talseitiger, bergseitiger 
und seitlicher Lage unterschieden. Nachfolgende Traufhöhen werden dementsprechend 
festgesetzt: 

 für Grundstücke in talseitiger Lage zur angrenzenden, maßgebenden Straßenver-
kehrsfläche 
(Planeintrag: -t-): THmax = 4,50 m 
dies sind Grundstücke, die in der Regel von der angrenzenden, maßgebenden 
Straßenverkehrsfläche nach Osten abfallen; 

 für Grundstücke in bergseitiger Lage zur angrenzenden, maßgebenden Straßen-
verkehrsfläche 
(Planeintrag: -b-): THmax = 6,00 m 
dies sind Grundstücke, die in der Regel von der angrenzenden, maßgebenden 
Straßenverkehrsfläche nach Westen ansteigen; 

 für Grundstücke in seitlicher Lage zur angrenzenden, maßgebenden Straßenver-
kehrsfläche 
(Planeintrag: -s-) THmax = 5,50 m 
dies sind Grundstücke bei denen keine angrenzende, maßgebende Straßenver-
kehrsfläche eindeutig tiefer- oder höherliegt; 

Bestimmungen zur Firsthöhe 

Die Firsthöhe (FH) ist  

 senkrecht zu messen vom unteren Bezugspunkt  

 bis zum oberen Bezugspunkt = Höhe der Oberkante des Firsts an der höchsten 
Stelle.  

Unabhängig von den vorgenannten Traufhöhen wird für eine Firsthöhe von maximal 
9,50 m festgesetzt 

 
2
  Hinweis: Bei Flachdächern entspricht die festgesetzte Traufhöhe dem höchsten Punkt des Gebäudes. Zuläs-

sige Überschreitungen sind entsprechend festgesetzt.  
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Spezielle Regelungen für Pultdächer 

Die in der Nutzungsschablone auf der Planzeichnung festgesetzte Obergrenze der zulässi-
gen Firsthöhe gilt bei Pultdächern nur, wenn diese versetzt angeordnet sind - Definition 
siehe unten3. 

Für alle übrigen Pultdächer, insbesondere solche, die nur aus einer oder mehreren Dach-
flächen mit Neigung in gleicher Richtung bestehen, wird eine Firsthöhe von maximal 
8,50 m festgesetzt. 

Spezielle Regelungen für Flachdächer 

Flachdächer dürfen die jeweilige maximal zulässige Traufhöhe (4,50 m, 5,50 m, 6,00 m) 
mit der Attika um maximal 1,00 m überschreiten. 

Gemeinsame Vorschriften 

Schornsteine, Antennen und ähnliche Elemente dürfen maximal 2,0 m den First des Haupt-
gebäudes auf dem jeweiligen Grundstück überschreiten. 

1.2 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Im gesamten Plangebiet sind je Wohngebäude maximal zwei eigenständige Wohnungen 
zulässig.  

1.3 FÜHRUNG VON VERSORGUNGSANLAGEN UND -LEITUNGEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Die Führung von Versorgungsleitungen der technischen Infrastruktur ist nur in unterirdischer 
Bauweise zulässig. 

1.4 FLÄCHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK-
LUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.4.1 Retentionsfläche A4 

In dem als ‚A4‘ festgesetzten Bereich ist ein Rückhaltebecken als Erdbecken naturnah an-
zulegen. Die Uferböschungen sind möglichst flach auszuführen (nicht steiler als im Verhält-
nis 1:2). 

 
3
  Hinweis: Versetzte Pultdächer im Sinne der obigen Vorschrift werden wie folgt definiert: Von einem gemein-

samen First fallen zwei Pultdächer in entgegen gesetzte Richtungen, vergleichbar einem Satteldach. Jedoch 
sind die Anschlüsse der Dachflächen in der Ebene des Firstes in der Höhe gegeneinander versetzt. Von den 
entgegengesetzt fallenden Pultdächern muss die Fläche der einen mindestens 2/3 der Fläche der anderen 
betragen. 
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Die zentralen Rückhalte- bzw. Versickerungsflächen sind naturnah zu gestalten und mit 
standortgerechten und heimischen Laubgehölzen (siehe Artenliste im Anhang I) randlich 
locker zu bepflanzen. Die Mulden sind mit Rasenmischung für Feuchtlagen

4
 einzusäen.  

Die gewachsenen Strukturen sind in regelmäßigem Abstand (mindestens alle 10 bis 12 
Jahre) abschnittsweise auf den Stock zu setzen bzw. stark zurückzuschneiden. 

Die bestehenden, randlichen Gehölze (Bruchweiden) sind soweit möglich zu erhalten. 

1.4.2 Ausführung der Stellplätze, Wege, Zufahrten und der befestigten Flächen  

Stellplätze für Kfz, Wege und Zufahrten sowie sonstige befestigte, mit dem Erdboden ver-
bundene Flächen auf den Grundstücken

5
, von denen kein Schadstoffeintrag zu erwarten 

ist, sind mit wasserdurchlässigen offenfugigen Belägen
6
 auszuführen. 

Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind Terrassen. 

1.5 ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
SOWIE BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄU-
MEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE VON GEWÄS-
SERN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a, b BauGB) 

1.5.1 Pflanzbestimmung für private Grundstücksflächen (V2) 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, die gemäß der Festsetzung zur Grundflä-
chenzahl (GRZ) verbleiben, sind als Grünbereiche anzulegen.  

Je Grundstück sind mindestens ein Obst- oder Laubbaum 2. Ordnung und mindestens ein 
Strauch je 20 m² Grundstücksfläche zu pflanzen und durch Pflege dauerhaft zu unterhal-
ten.  

Hierbei sind mindestens 50 % heimische Laubgehölze zu verwenden. 

Anpflanzungen auf privaten Grünflächen (A1) 

Auf den mit A1 bezeichneten Flächen ist ein 5 m breiter Gehölzstreifen anzulegen. Vorzu-
sehen ist eine dichte Bepflanzung aus heimischen Sträuchern und vereinzelten Bäumen 
2. Ordnung. 

Pro betroffenem Grundstück ist ein Baum 2. Ordnung zu pflanzen. Die Sträucher sind in 
einer Dichte von etwa 0,8 Stück/m² zu pflanzen.  

Die voranstehende Festsetzung (Pflanzbestimmung für private Grundstücksflächen (V2)) 
kann hierbei angerechnet werden.  

 

 
4
  Hinweis: z.B. Juliwa L 730 oder 7301 

5
  Hinweis: z.B. Zuwegungen / Zufahrten  

6 
 Hinweis: z.B. Rasengittersteine, breitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Rasenfugenpflaster, oder Porenpflaster 
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1.5.2 Anpflanzungen auf öffentlichen Grünflächen (A2)
7
 

Auf den mit A2 bezeichneten Flächen ist die Pflanzung von sieben Stück ‚Echte Mehlbeere 
(Sorbus aria)‘ im Abstand von 12 bis 15 m vorzusehen.  

1.5.3 Extensivierung auf öffentlichen Grünflächen (A3) 

Auf den mit A3 bezeichneten Flächen ist die Anlage einer Grünfläche vorzusehen.  

Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist ein 5 m breiter Gehölzstreifen anzule-
gen. Vorzusehen ist eine dichte Bepflanzung aus heimischen Sträuchern und vereinzelten 
Bäumen 2. Ordnung. Die Sträucher sind in einer Dichte von etwa 0,8 Stück/m² zu pflan-
zen. 

Zum Wirtschaftsweg nach Norden (bestehendes Wohngebiet) sind wegbegleitend 4 heimi-
sche Laubgehölze 2. Ordnung, z.B. Mehlbeere (Sorbus aria), zu pflanzen. 

Die übrige Maßnahmenfläche ist als Extensivgrünland anzulegen.
8
 

1.5.4 Gemeinsame Vorschriften 

Für die voranstehenden Pflanzvorschriften sind die Arten und Pflanzqualitäten gemäß Ar-
tenliste im Anhang I zu verwenden.

9
 

Die Anpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Sollten Baum- 
oder Strauchpflanzungen absterben, muss an gleicher Stelle oder im unmittelbar angren-
zenden Umfeld erneut ein Baum oder Strauch gemäß Artenliste im Anhang gepflanzt wer-
den. 

1.6 FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZMAUERN, SOWEIT 
SIE ZUR HERSTELLUNG DES STRASSENKÖRPERS ERFORDERLICH SIND 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Die zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlichen Böschungen (Aufschüttungen, Ab-
grabungen) sind von den Anliegern auf den privaten Grundstücken zu dulden. Diese dür-
fen, gemäß den sonstigen Festsetzungen, integriert in die privaten Außenanlagen, genutzt 
werden. 

1.7 ZUORDNUNG DER AUSGLEICHSMASSNAHMEN 

(§ 9 Abs. 1a Nr. 2 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB) 

Der im Bebauungsplan festgesetzte gebietsinterne Ausgleich und der auf gemeindeeigenen 
Flächen, außerhalb des Geltungsbereichs, vorgesehene Ausgleich werden den Baugrund-
stücken und den öffentlichen Verkehrsflächen wie folgt zugeordnet: 

- den Baugrundstücken des allgemeinen Wohngebietes: 79 % 

- den öffentlichen Verkehrsflächen:     21 % 

 
7
  Empfehlung: Die Fläche sollte als extensives Grünland gemäß den Vorgaben des Programms PAULa (LUWG 

2011) unterhalten werden. 
8
  Empfehlung: Die Fläche sollte als extensives Grünland gepflegt werden. 

9 
 Hinweis: Die Abstandsbestimmungen des Landesnachbarrechtsgesetzes sind zu beachten 



Gemeinde Morbach, Ortsbezirk Wenigerath   
Bebauungsplan ‘Wenigerath – An der Rapperather Anwand’ Textliche Festsetzungen 

Fassung zur Bekanntmachung  Juli 2020 Seite 7 von 14 

2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEMÄSS LANDESBAUORDNUNG 
(LBAUO) 

2.1 ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN  

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs.1 Nr.1 LBauO)  

2.1.1 Dacheindeckung 

Die Dächer sind in schiefergrauem oder braunem, blendungsfreiem Material zu decken. 
Zulässig sind auch matte Metalle in diesem Farbspektrum. Darüber hinaus dürfen die Dä-
cher auch begrünt werden. 

Dachform und Dachneigung der Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser müssen 
dem Hauptdach entsprechen. 

Solarkollektoren und sonstige Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energie sind in das 
Dach zu integrieren oder in gleicher Neigung wie das Dach aufzusetzen. 

Bei Dächern mit einer Neigung bis maximal 30° sind darüber hinaus sind auch aufgestän-
derte Photovoltaikanlagen und Anlagen der Solarthermie zulässig. Die Höhe dieser Anla-
gen darf maximal 1,00 m über der Dachhaut liegen. Zu messen ist diese Höhe senkrecht 
über der Dachhaut. 

2.1.2 Dachneigung 

Die Dachneigung von einseitigen
10

 Pultdächern wird auf maximal 17° begrenzt. 

2.1.3 Drempel (Kniestock)  

Ein Drempel ist nicht zulässig, sofern das zweite Vollgeschoss vollständig im aufgehenden 
Mauerwerk errichtet wird. 

 

 

 

 

 

 
 
  

 
10

  Hinweis: Einseitige Pultdächer im Sinne der obigen Vorschrift werden wie folgt definiert: Einseitige Pultdächer 
sind solche, die nur aus einer oder mehreren Dachflächen mit Neigung in gleicher Richtung bestehen. Vgl. 
auch Fußnote 2, Definition von versetzten Pultdächern. 

zulässig zulässig nicht zulässig 

I 

II 

I 

II 

I 
II 

Drempel 
Drempel 
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2.1.4 Staffelgeschoss  

Ein Staffelgeschoss ist nicht zulässig, sofern das zweite Vollgeschoss vollständig im aufge-
henden Mauerwerk errichtet wird. 
 

 

 

 

 

 

2.2 GESTALTUNG DER NICHT ÜBERBAUTEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 Abs.1 Nr. 3 LBauO) 

2.2.1 Einfriedungen 

Im Bereich der Vorgärten, also zwischen Straßenbegrenzungslinie und Bebauung sind Ein-
friedungen nur bis zu einer maximalen Höhe von 1,0 m über der angrenzenden Straßen-
verkehrsfläche zulässig.

11
 Von dieser Höhenbegrenzung ausgenommen sind Hecken und 

Bepflanzungen sowie Einfriedungen, die durch Vorpflanzungen nicht sichtbar sind. In die-
sen Fällen gilt eine Höhenbegrenzung von 2,00 m. 

2.2.2 Gestaltung der nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke und der Vorgärten 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen, die gemäß Festsetzung zur Grundflächenzahl 
verbleiben, sind, soweit sie nicht als Zufahrt oder Stellplatzfläche befestigt werden, land-
schaftsgärtnerisch zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten und mit lebenden Hecken oder 
Anpflanzungen einzufrieden.

12
 

2.2.3 Abgrabungen 

Abgrabungen zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und der zugewandten Frontseite der 
Gebäude sind nur bis zum Straßenniveau zulässig. 

3 EMPFEHLUNGEN 

3.1.1 Begrünung von Freiflächen 

Im Sinne des Klima- und Insektenschutzes sollte auf die Anlage von Steingärten (Bei diesen 
‚Gärten‘ handelt es sich in der Regel um Vorgärten, bei denen der (fruchtbare) Oberboden 
abgetragen und diese Fläche mit einer Folie abgedeckt wird. Dieser Raum wird mit Klein-
gestein, Kies oder Schotter aufgefüllt, oft mit vereinzelten Solitärpflanzen punktuell be-
pflanzt.) verzichtet werden. Gemäß § 10 Abs. 4 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz 

 
11

  Hinweis: An den übrigen Grundstücksseiten gelten die Bestimmungen der Landesbauordnung Rheinland-
Pfalz uneingeschränkt. 

12
  Hinweis: Die Bestimmungen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind parallel zu beachten. 
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sollen Freiflächen, die nicht für eine zulässige Nutzung benötigt werden, begrünt werden.  

3.1.2 Dachbegrünung von Nebengebäuden 

Für alle Nebengebäude sollte eine extensive Dachbegrünung vorgesehen werden. 

4 HINWEISE AUF SONSTIGE GELTENDE VORSCHRIFTEN 

1. Artenschutz 
Zum Artenschutz wird auf die unmittelbar geltenden Bestimmungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) verwiesen. Das sind insbesondere im Abschnitt 2 ‚Allge-
meiner Artenschutz‘ § 39 ‚Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ‚…‘ 
sowie im Abschnitt 3 ‚Besonderer Artenschutz‘ § 44 ‚Vorschriften für besonders ge-
schützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten‘.  
U. a. ist nach § 39 Abs. 5 BNatSchG die Rodung eines gehölzbewachsenen Baufeldes 
ausschließlich in der nach dem BNatSchG dafür vorgesehenen Zeit von Anfang Ok-
tober bis Ende Februar des Folgejahres durchzuführen. 

2. Denkmalschutz 
Erd- und Bauarbeiten, bei denen zu vermuten ist, dass Kulturdenkmäler entdeckt wer-
den, sind der Denkmalfachbehörde rechtzeitig anzuzeigen (§ 21 Abs. 2 des Denk-
malschutzgesetzes, DSchG). 
Zutage kommende Funde (z.B. Mauern, Erdverfärbungen, Ziegel, Scherben, Münzen 
usw.) müssen unverzüglich gemeldet werden (§ 17 DSchG).  
Auf die Regelungen des Dritten Abschnitts des Denkmalschutzgesetzes §§ 16 bis 22 
wird hingewiesen. 

3. Schutz von Mutterboden 
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere Ausführungen zum Vorgehen ent-
hält die DIN 18 915 bezüglich des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung. Ins-
besondere ist der Oberboden zu Beginn aller Erdarbeiten geeignet abzuschieben und 
einer sinnvollen Folgenutzung, z.B. durch Verteilung auf Ackerflächen, zuzuführen. 

4. Zufahrten und Brandschutz 

Im Sinne der vorbeugenden Gefahrenabwehr wird auf die §§ 7 und 15 der LBauO 
Rheinland-Pfalz verwiesen. 

5. Schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten 

Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25. Juli 2005 (Gesetz 
und Verordnungsblatt Rheinland-Pfalz (GVBI.) vom 02. August 2005, S. 302), zuletzt 
geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (GVBI. S. 448), 
sind der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das 
Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vor-
liegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen 
Behörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Trier) mitzuteilen. Sollten sich, insbesondere 
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bei Baumaßnahmen, Erkenntnisse dieser Art ergeben, ist die genannte Behörde um-
gehend zu informieren.  

6. Baugrunduntersuchungen und Umgang mit Bodenmassen 

Bei Eingriffen in den Baugrund und Bodenarbeiten sind insbesondere die Anforderun-
gen der Vorschriften DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN 18915, DIN EN 1997-
1 und -2 sowie DIN 19731 zu beachten.  
Generell wird bei Eingriffen in den Baugrund empfohlen, bei Neubauvorhaben oder 
größeren An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen durchzuführen. 

7. Abstände zu Leitungen 

Für die Verlegung unterirdischer Elektrizitätsleitungen sind die laut DIN 1998 vorge-
sehenen Trassenräume freizuhalten. 

Die Abstände zwischen Baumpflanzungen und Versorgungsleitungen sind gemäß 
'Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen', Aus-
gabe 2013 der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen bzw. der 
DVGW Richtlinie GW 125 zu berücksichtigen. Ebenso sind die Merkblätter DWA-M 
162 und FGSV Nr. 939 zum Thema „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu 
beachten. 

8. Pflanzabstände und Einfriedungen 

Für die Bepflanzung ist der elfte Abschnitt des Nachbarrechtsgesetzes für Rheinland-
Pfalz 'Grenzabstände für Pflanzen' zu beachten. 

Der neunte Abschnitt des Nachbarrechtsgesetzes für Rheinland-Pfalz ‘Einfriedungen’ 
ist zu beachten. 

9. Vegetationsschutz bei Bauarbeiten 
Für die Abwicklung der Bauarbeiten gilt die DIN 18 920 'Schutz von Bäumen, Pflanz-
beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen'. 

10. Löschwasser 
Die Technischen Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau 
und Betrieb von Hydranten) des DVGW-Regelwerks, der Technischen Regel Arbeits-
blatt W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanlagen –TRWV- Teil 1: Planung) 
des DVGW-Regelwerks sowie der Technischen Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 
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2008 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) 
des DVGW-Regelwerks sind zu berücksichtigen. 

Weitere wichtige Sachverhalte und Rahmenbedingungen, die bei der Erschließung des Gebietes 
und besonders bei der Errichtung der einzelnen Bauvorhaben sowie der späteren Nutzung zu 
beachten sind, werden in der Begründung im Kapitel ‚Hinweise zur Realisierung‘ angesprochen 
– siehe dort. 

erarbeitet durch 

  IMMISSIONSSCHUTZ • STÄDTEBAU • UMWELTPLANUNG 

Kaiserslautern, im Juli 2020  1614 03 TF FzB/hf 
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5 ANHANG I: PFLANZENLISTE UND PFLANZQUALITÄTEN 
Über die entsprechenden Bestimmungen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind die 
folgenden Artenlisten Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Darüber hinaus sind auch weitere standortgerechte Arten als Laubgehölze zulässig.

13
 

Bäume I. Ordnung
14

 

Acer platanoides - Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
Alnus glutinosa - Schwarzerle 
Fagus sylvatica -  Buche 
Juglans regia - Walnuss 
Quercus robur - Stieleiche 
Quercus petraea - Traubeneiche 
Tilia cordata - Winterlinde 

Bäume II. Ordnung 

Acer campestre - Feldahorn 
Betula pendula - Birke 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Cerasus (Prunus) avium - Vogelkirsche 
Salix caprea - Salweide 
Sorbus aucuparia - Eberesche 
Sorbus aria - Mehlbeere 

Folgende Pflanzqualitäten sind zu verwenden: Hochstamm mit durchgehendem Leittrieb, 
Stammumfang mindestens 12 bis 14 cm. 
Hinweis:  
aufgrund ihrer großen Endwuchshöhe sollten Bäume I. Ordnung nur an Standorten verwendet wer-
den, die dauerhaft ausreichende Entfaltungsmöglichkeiten bieten.  

Arten mit Fruchtfall und erhöhter Windbruchgefahr sollten nicht im Straßenraum und an privaten 
Verkehrsflächen verwendet werden. 

Sträucher 

Alnus frangula - Faulbaum 
Cornus mas - Kornelkirsche 
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel 
Corylus avellana - Hasel 
Crataegus laevigata - Weißdorn 
Euonymus europaea - Pfaffenhütchen 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 

 
13

  Hinweis: Die Abstandsbestimmungen des Landesnachbarrechtsgesetzes sind zu beachten 
14

  Hinweis: Bäume 1. Ordnung sind aufgrund der späteren Größe nur bedingt zu empfehlen. 
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Rosa sp. - div. Wildrosen 
Salix purpurea - Purpurweide 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa - Traubenholunder 
Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball 

Als Pflanzqualitäten sind Sträucher, mit Ballen, Höhe mindestens 60 - 80 cm; zu verwen-
den. 

Fassadenbegrünung: 

Polygonum aubertii  - Knöterich 
Clematis vitalba - Waldrebe 
Vitis vinifera - Wein 
Lonicera henrii - Immergrünes Geißblatt  
Hedera helix - Efeu 

Zu verwendende geeignete Obstbaum-Hochstämme  

Apfelsorten: 
Luxemburger Renette, Bismarckapfel, Renette, Danziger Kantapfel, Winterrambour, Winter-
Goldparmäne, Rheinischer Bohnapfel, Jakob Lebel 

Birnensorten:  
Blumenbachs Butterbirne, Köstliche von Charneu, Sivenicher Mostbirne, Clapps Liebling, 
Gute Graue, Schweizer Wasserbirne 

Kirschsorten:  
Hedelfinger, Schattenmorelle, Schneiders späte Knorpelkirsche 

sonstige geeignete Obstbäume:  
Hauszwetschge, Wagenheims Frühzwetschge 

Die folgenden Qualitätsansprüche sind bei den Obstbäumen anzusetzen:  
Stammumfang mindestens 8 - 10 cm 
Hinweis: 
Arten mit Fruchtfall und erhöhter Windbruchgefahr sollten nicht im Straßenraum und an privaten 
Verkehrsflächen verwendet werden. 
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6 ANHANG II – WEITERE MASSNAHMEN ZUM LANDESPFLEGERI-
SCHEN AUSGLEICH 
Im Grünordnungsplan wurde ein landespflegerisches Konzept mit Maßnahmen zum Aus-
gleich sowohl innerhalb sowie außerhalb des Geltungsbereiches entwickelt. Im Umweltbe-
richt sind diese ausführlich beschrieben. 

Maßnahmen, die sich innerhalb des Geltungsbereiches befinden und für die der Bebau-
ungsplan rechtliche Möglichkeiten bietet, werden zeichnerisch und textlich festgesetzt. 
Maßnahmen, für die es formal gesehen keine Rechtsgrundlage für Festsetzungen gibt bzw. 
die außerhalb des Geltungsbereichs liegen, werden nachfolgend aufgelistet. Die hierfür 
erforderlichen Flächen befinden sich im gemeindlichen Eigentum. Die Gemeinde verpflich-
tet sich, bezogen auf diesen Bebauungsplan, zur Durchführung. 

Maßnahme A5 (6.470 m²; Gonzerath, Flur 15, Flurstück 8/3; Teilfläche) 

Auf einem Teilbereich des Gemeindeforstes, (siehe folgende Abbildung), soll eine Wind-
wurffläche (ehemals Fichtenmonokultur) auf frischen bis feuchten Standorten wieder auf-
geforstet werden. Zu verwenden sind standortgerechte und heimische Laubgehölze: auf 
feuchten Standorten Schwarzerle (Alnus glutinosa), auf frischen Standorten Stieleiche 
(Quercus robur). Verwendung von autochthonem Pflanzenmaterial. Die Flächen sind nach 
den Grundsätzen der naturgemäßen Waldwirtschaft zu bewirtschaften. 

Maßnahme A6 (10.620 m²; Gonzerath, Flur 15, Flurstück 8/3; Teilfläche) 

Auf einem Teilbereich des Gemeindeforstes, (siehe folgende Abbildung), soll ein Waldum-
bau des bestehenden Fichtenforstes auf 1,06 ha zu einem artenreichen Laubmischwald mit 
Buchenvoranbau durch Klumpen erfolgen. Verwendung von autochthonem Pflanzenmate-
rial. Die Flächen sind nach den Grundsätzen der naturgemäßen Waldwirtschaft zu bewirt-
schaften. 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Maßnahme A5 (links) und Maßnahme A6 (rechts) 
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GEMEINDE MORBACH – ORTSBEZIRK WENIGERATH 

BEBAUUNGSPLAN ‚WENIGERATH – AN DER RAPPERATHER 
ANWAND‘ 
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1 AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND RÄUMLICHER GELTUNGSBE-
REICH  

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat in seiner Sitzung am 17. Juni 2008 die Aufstel-
lung des Bebauungsplans ‚Wenigerath – An der Rapperather Anwand‘ gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB beschlossen.  

Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes hat eine Größe von 
ca. 2,5 ha. Das Plangebiet besteht aus zwei Geltungsbereichen. Es handelt sich um das eigentli-
che Baugebiet mit einer Größe von ca. 2,4 ha und den Bereich des erforderlichen Versicke-
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Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach mit Abgrenzung 
des Geltungsbereiches 
Quelle: Gemeindeverwaltung Morbach, (Stand:  2003) 

rungsbeckens mit einer Größe von ca. 0,14 ha. Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus der 
zugehörigen Planzeichnung im Maßstab 1:1.000. 

2 ANLASS UND ZIELRICHTUNG 
Der Ortsbezirk Wenigerath in der Gemeinde Morbach beabsichtigt, zusätzliche Wohnbauflä-
chen am Ortsrand bereit zu stellen und somit seinen Charakter als attraktiven Wohnort weiter zu 
festigen.  

Zur Wahrung der städtebaulichen Ordnung ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforder-
lich. Gleichzeitig werden so die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit der 
Einzelvorhaben geschaffen. 

3 DARSTELLUNGEN DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach sind im Geltungsbe-
reich Wohnbauflächen, Grünflächen mit der Funktion Ausgleichsflächen und Grün- und Kultur-
land dargestellt.  

Der vorliegende Bebau-
ungsplan folgt mit den 
Festsetzungen eines All-
gemeinen Wohngebietes 
mit Grünbereichen inkl. 
Retentionsflächen den 
Vorgaben des Flächennut-
zungsplans.  

Damit ist die vorliegende 
Bauleitplanung gemäß 
§ 8 Abs. 2 BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. Kleinere zeich-
nerische Abweichungen 
werden als Parzellenun-
schärfe des Flächennut-
zungsplanes angesehen. 

 

4 BESCHREIBUNG DES PLANGEBIETES  
4.1 LAGE UND TOPOGRAFIE 

Das Plangebiet befindet sich am südwestlichen Ortsrand von Wenigerath und kann von Norden 
ausgehend über das bestehende Straßensystem erreicht werden.  

Der Geltungsbereich 1 erstreckt sich vom bestehenden Siedlungsrand nach Süden und grenzt 
dort sowie im Osten und Westen an die freie Landschaft.  
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Luftaufnahme mit Abgrenzung des Geltungsbereichs 
Quelle: Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz (2016) Luftbild, ohne Maßstab, 
Koblenz 

 
 

Lage des Plangebietes im Ortszusammenhang 
Quelle: 
http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/ 
(Stand: Oktober 2016) 

Das Gelände fällt von Westen nach Osten um 
ca. 15 Meter, wobei das Gefälle im westlichen 
Teilbereich stärker ist als im östlichen Teil. 

Das geplante Versickerungsbecken ist im Geltungs-
bereich 2 vorgesehen. Dieser befindet sich weiter 
östlich am Rande der Ortsrandlage. 

 

4.2 DERZEITIGE NUTZUNG IM PLANGEBIET UND DER UMGEBUNG 

Das Plangebiet (Geltungsbereich 1) ist komplett unbebaut und wird vorwiegend landwirtschaft-
lich und als Wiesenfläche genutzt. Am östlichen Gebietsrand sind entlang des Wirtschaftsweges 
vier Gehölzpflanzungen zu finden. Entlang der nördlichen Plangebietsgrenze verläuft ein beste-
hender Grasweg, der vorhandene Wasserleitungen und einen Abwasserkanal beinhaltet.  

Auch der Geltungsbereich 2 ist unbebaut. Es handelt sich um intensivgenutztes Grünland mit 
einer Bepflanzung am südlichen Rand. 
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5 PLANUNGSGRUNDSÄTZE 
Die Planung zum Bebauungsplan ‚Wenigerath – An der Rapperather Anwand‘ geht von folgen-
den Grundsätzen aus. Der Bebauungsplan soll: 

 die bauliche und sonstige Nutzung im Plangebiet umfassend regeln, 

 im Plangebiet sowie in dessen Umgebung Lebensbedingungen gewährleisten, die den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entsprechen, 

 eine sinnvolle Entwicklung bezüglich der Potenziale der Fläche und ihrer Lage im örtli-
chen Gefüge sicherstellen, 

 eine Störung des Orts- und Landschaftsbildes vermeiden sowie eine nachhaltige Verbes-
serung der Ortsgestalt herbeiführen, 

 zur Verminderung der Beeinträchtigung des natürlichen Wasserhaushalts einen sparsa-
men und schonenden Umgang mit Grund und Boden gewährleisten und Flächen, die 
derzeit unversiegelt sind, nur in unbedingt notwendigem Umfang für eine Bebauung und 
Versiegelung in Anspruch nehmen, 

 Beeinträchtigungen, die durch die Planung entstehen können, soweit wie möglich ver-
meiden und nicht vermeidbare Eingriffe in angemessenem Umfang vermindern, ausglei-
chen oder ersetzen, 

 zur Deckung der Nachfrage nach Wohnraum Baurecht für Grundstücke zum Eigenheim-
bau schaffen. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird das Ziel verfolgt, im Plangebiet eine den Grund-
sätzen des Baugesetzbuches (§ 1 Abs. 5 BauGB) entsprechende nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung herbeizuführen sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte 
Bodennutzung zu gewährleisten. Eine menschenwürdige Umwelt soll gesichert und die natürli-
chen Lebensgrundlagen geschützt werden. 

6 INHALTE UND ERLÄUTERUNG DER PLANUNG 

6.1 GRUNDSÄTZLICHES 

Zur Schaffung weiterer Wohnbauflächen am Ortsrand möchte der Ortsbezirk den vorliegenden 
Bebauungsplan aufstellen. Die Planung soll die Lage am Ortsrand berücksichtigen. Darüber 
hinaus ist zur Schaffung eines harmonischen Ortsbildes die Einbeziehung der angrenzenden 
Baustrukturen bei den Festsetzungen erforderlich. Des Weiteren ist die topografische Lage des 
Gebietes zu beachten. 

Unter Berücksichtigung der genannten Aspekte wurde in Abstimmung mit dem Ortsbezirk ein 
städtebauliches Konzept entwickelt. Dieses wurde im laufenden Verfahren nach Durchführung 
der frühzeitigen Beteiligung modifiziert. Auf der Grundlage des aktuellen Konzeptes wurden die 
erforderlichen Planteile eines qualifizierten Bebauungsplans ausgearbeitet. 

Im Plangebiet sollen vorwiegend Wohngebäude in lockerer Bebauung entstehen. Die durch-
schnittlich geplanten Grundstücksgrößen betragen im Schnitt ca. 900 m². Diese Zuschnitte wer-
den am Standort als marktfähig angenommen. Sie spiegeln die bevorzugte Bauweise im ländli-
chen Raum wider. Überschlägig werden damit voraussichtlich 17 Grundstückseinheiten entste-
hen.  
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Der Bebauungsplanvorentwurf wurde auf der Basis dieses städtebaulichen Entwurfs erstellt. 

 

6.2 BEBAUUNGS- UND NUTZUNGSSTRUKTUR 

Art der baulichen Nutzung 

Im gesamten Bebauungsplangebiet wird ein Allgemeines Wohngebiet entsprechend § 4 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Von den ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 3 BauNVO werden Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgenommen und als unzu-
lässig festgesetzt. Diese Nutzungen sollen insbesondere aufgrund ihrer Flächenintensität und 
ihres Konfliktpotenzials nicht auf den im Plangebiet vorgesehenen Bauflächen entstehen. 

Von den allgemein zulässigen Nutzungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO werden weiterhin Anlagen 
für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke ausgenommen und als ausnahmsweise zulässige 
Nutzungen festgesetzt.  

Diese Einschränkungen verfolgen weiter das Ziel einer konfliktfreien Nutzung des Wohngebietes. 
Es ist beabsichtigt, hier vordringlich Flächen für hochwertiges Wohnen vorzuhalten, und die aus-
geschlossenen Nutzungen ggf. im Ortskern bzw. entlang der Hauptstraßen zu verwirklichen. 
Diese werden als publikumsintensiv eingestuft und würden zusätzliches Verkehrsaufkommen im 
Gebiet erzeugen.  

Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Anzahl der Vollge-
schosse sowie die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. Die Festlegung des Maßes der bauli-

Städtebaulicher Entwurf - Konzept 2b, ohne Maßstab, Quelle: isu, Kaiserslautern, Oktober 2017 
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chen Nutzung ermöglicht die einerseits übliche und nachgefragte Bauform des Einfamilienhaus-
baus und sorgt andererseits für eine Vermeidung überdimensionierter Baukörper und überhöhter 
Straßenansichten. 

Für das geplante Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt. Dies entspricht 
der in der Baunutzungsverordnung für allgemeine Wohngebiete vorgesehenen Obergrenze. 
Darüber hinaus bleibt die nach § 19 Abs. 4 BauNVO erlaubte Überschreitungsmöglichkeit um 
50 % erhalten, um die erforderliche und heute angemessene Ausstattung mit Stellplätzen und 
baulichen Nebenanlagen zu ermöglichen. Mit dieser Festsetzung wird eine heute übliche Be-
bauung ermöglich, die jedoch eine übermäßige Versiegelung verhindert, was insbesondere hin-
sichtlich der Lage am Ortsrand wünschenswert ist.  

Im gesamten Baugebiet sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. Das natürliche Gelände fällt 
von Westen nach Osten teilweise relativ stark ab, so dass allein zur Überwindung der Topografie 
häufig zwei rechnerische Vollgeschosse entstehen werden. Um innerhalb des Plangebietes über-
hohe Gebäudeansichten zu auszuschließen, ist eine Differenzierung der Höhenfestsetzung vor-
gesehen.  

Zur Einbindung der Gebäude in die Landschaft wird die Höhe der baulichen Anlagen durch die 
Firsthöhe und die Traufhöhe festgelegt. Als unterer Bezugspunkt für diese Festsetzung soll die 
jeweils maßgebende Straßenverkehrsfläche herangezogen werden. Da im Plangebiet noch keine 
bestehenden Straßen vorhanden sind, wird sich in den Textfestsetzungen auf die geplanten Stra-
ßenhöhen1 bezogen, die auch in der Planzeichnung abgebildet werden. Die Straßenhöhen sind 
nicht für jedes Grundstück eingetragen, können aber durch Interpolation der benachbarten Hö-
henpunkte ermittelt werden. 

Unterschieden wird bei den Traufhöhen hinsichtlich der Lage des jeweiligen Grundstücks in Be-
zug auf die angrenzende, maßgebende Straße. Im vorliegenden Plangebiet finden sich Grund-
stücke in ‚bergseitiger‘ Lage zur angrenzenden, maßgebenden Straßenverkehrsfläche sowie in 
‚talseitiger‘ Lage zur angrenzenden, maßgebenden Straßenverkehrsfläche. Für Grundstücke, bei 
denen keine berg- oder talseitige Straße existiert, wird die angrenzende, maßgebende Straße, 
dann in der Regel in seitlicher Lage, herangezogen.  

Mit einer größeren Traufhöhe wird für die Grundstücke in bergseitiger Lage eine zweigeschossi-
ge Bebauung ermöglich, ohne dass sehr große Abgrabungen auf dem ansteigenden Gelände 
erforderlich werden. Für die Grundstücke in talseitiger Lage wird mit der geringeren Traufhöhe 
verhindert, dass rückwärtig sehr hohe Fassadenansichten entstehen. Da das Gelände ohnehin 
fällt, ragt der Baukörper rückwärtig bereits aus dem Erdreich heraus. Auch mit dieser geringeren 
Traufhöhe ist eine zweigeschossige Bebauung möglich. Die Grundstücke in seitlicher Lage zur 
erschließenden Straße wurden mit einer mittleren Traufhöhe festgesetzt. So kann auch hier dem 
ansteigenden Gelände im Westen und dem abfallenden Gelände im Osten Rechnung getragen 
werden. 

Die höchstzulässige Firsthöhe wird unabhängig von der Traufhöhe auf 9,50 m festgesetzt. 

Für einseitige Pultdächer wurde eine niedrigere Firsthöhe festgesetzt. Hintergrund ist, dass bei 
Gebäuden mit einseitigen Pultdächern auf der Firstseite relativ hohe Fassadenansichten entste-
hen können. Mit der geringeren Firsthöhe für diese Bauform kann dem entgegengewirkt werden. 
Unterstützend hierzu wurde eine entsprechen flache Dachneigung für einseitige Pultdächer vor-
gegeben. 

 
1  Vgl. hierzu in der Planzeichnung eingetragene Höhen der geplanten Straße. 
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Für Gebäude mit Flachdächern stellen die jeweiligen maximal zulässigen Traufhöhen die Ge-
bäudehöhe dar. Allerdings darf diese Höhe mit der Attika um maximal 1,00 m überschritten 
werden. Damit wird bei der Umsetzung von Flachdachgebäuden der Spielraum für den Bau-
herrn etwas vergrößert. 

Weiterhin wurde bei zwei Vollgeschossen, die vollständig im aufgehenden Mauerwerk liegen, 
die Errichtung eines Kniestocks und eines weiteren Staffelgeschosses ausgeschlossen.  

Die Höhenfestsetzung sowie die ergänzenden Regelungen sollen dazu beitragen, dass mit der 
möglichen zweigeschossigen Bebauung im gesamten Plangebiet eine sinnvolle Bebauung er-
möglicht wird, die nicht zu städtebaulichen Spannungen führt.  

Vorgabe durch die Gemeinde ist die Zulässigkeit einer zweigeschossigen Bebauung, die sich 
entweder durch zwei Vollgeschosse im aufgehenden Mauerwerk oder ein zweites Vollgeschoss 
im Dachraum umsetzen lassen soll. Dies entsprich den heute üblichen und nachgefragten Bau-
formen. 

Bauweise 

Als Bauweise wird die offene Bauweise festgesetzt. Konkret werden ausschließlich Einzel- und 
Doppelhäuser zugelassen. Diese stark nachgefragte Bauform ist innerhalb der Gemeinde und 
insbesondere am Ortsrandstandort verträglich und wird somit im gesamten Plangebiet ermög-
licht.  

6.3 SONSTIGE PLANUNGSRECHTLICHE REGELUNGEN 

Anzahl der Wohneinheiten 

Durch eine entsprechende Festsetzung werden maximal zwei Wohnungen pro Wohngebäude 
erlaubt sein, um eine an diesem Standort ungewollte Verdichtung mit Mehrfamilienhäusern aus-
zuschließen.  

Flächen für Aufschüttungen  

Gemäß Festsetzung sind Böschungen und Aufschüttungen, die der Herstellung des Straßenkör-
pers dienen, auf den privaten Grundstücken zu dulden. Dies betrifft in der Regel den Gebäude-
vorbereich. Diese Flächen können in die Gestaltung der privaten Außenanlagen miteinbezogen 
werden, z.B. für Zufahrten zu den Grundstücken oder als gärtnerisch angelegte Flächen. 

6.4 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEMÄSS LANDESBAUORDNUNG 

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen betreffen die 
Bestimmungen zu Dacheindeckung, Dachneigung, Kniestock und Staffelgeschoss. Hinsichtlich 
der Gestaltung der nicht überbauten Flächen werden Regelungen zu Einfriedungen, Abgrabun-
gen und der Gestaltung der Vorgärten getroffen. Dabei wird ein grober Rahmen der in Morbach 
ortsüblichen Gestaltung sichergestellt, Bauherrn wird allerdings noch genügend Gestaltungs-
spielraum gelassen.  

Ziel der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen ist es, in positiver Weise auf die Gestaltung der 
baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen. Durch eine Einschränkung des Formen- und Materialka-
nons wird einerseits dem gestalterischen Anspruch der Gemeinde Morbach Rechnung getragen 
und andererseits das Auftreten von Spannungen innerhalb des Baugebietes vermieden. 
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Die Gemeinde erkennt jedoch durchaus die individuelle Baufreiheit an. Innerhalb der von der 
Gemeinde getroffenen gestalterischen Vorgaben kann der Bauherr frei über die Gebäudegestal-
tung entscheiden. Es wird ein bestimmtes Spektrum vorgegeben, innerhalb dessen der Bauherr 
seine persönlichen Gestaltungswünsche realisieren kann. Durch die gestalterischen Vorgaben 
kann trotzdem gewährleistet werden, dass ein weitgehend homogener Gebietscharakter entsteht. 

Beispielsweise lassen die Festsetzungen zu der zulässigen Dachneigung, unter Berücksichtigung 
der freien Wahl der Dachform, einen ausreichend großen Rahmen zu, der auch die Nutzung 
regenerativer Energien ermöglicht. Lediglich die Dachneigung von einseitigen Pultdächern wird 
im vorliegenden Bebauungsplan geregelt. Für Dachneigungen Gemeinsam mit der reduzierten 
Firsthöhe für diese Dachform möchte man so überhohe Fassadenansichten verhindern. Mit die-
sen Vorgaben kann für das vorliegende Baugebiet eine ortsübliche Gestaltung erreicht werden. 
Unterschiedliche Dachformen stehen diesem Regelungsansatz nicht im Weg. 

Bei der Dacheindeckung sollte auf das in Morbach übliche schiefergrau zurückgegriffen werden. 
Diese Ziegelfarbe ist in der Region Hunsrück regional typisch und weit verbreitet. Damit ist in 
jedem Fall ein verträgliches Erscheinungsbild im Hinblick auf das bereits bestehende angrenzen-
de Baugebiet gewährleistet. Um den Bauherrn eine größere Gestaltungsfreiheit zu ermöglichen, 
werden zur Dacheindeckung auch braune Farbtöne und matte Metalle zugelassen. Mit dem 
Farbton braun in Ergänzung zu schiefergrau wurde ebenfalls ein eher dunkler Ton gewählt, so 
dass insgesamt ein harmonisches Bild der Dachlandschaften zu erwarten ist. Durch die Be-
schränkung auf matte Materialien werden glänzende, reflektierende Flächen verhindert. Die 
weiterhin erlaubte Dachbegrünung hat umweltbezogene Hintergründe und wird aus diesem 
Grund zugelassen. Hintergrund der Beschränkungen der Farbgebung ist insbesondere die Fern-
wirkung die sich hinter der farblichen Dachgestaltung verbirgt. 

Mit der Vorgabe der Einheitlichkeit zwischen Hauptdach und Dachaufbauten sowie Zwerchgie-
beln und –häusern sollen unübersichtliche, abstrakte Dachkonstruktionen verhindert werden. 
Diese würden dem dörflichen Charakter des Baugebietes nicht entsprechen. An dieser Stelle ist 
hervorzuheben, dass diese Regelung nicht vergleichbar ist mit der der zulässigen Dachformen. 
Einheitliche Dachformen im gesamten Baugebiet werden nicht für erforderlich gehalten. An ei-
nem Gebäude jedoch eine gewisse Struktur beizubehalten erscheint aus gestalterischen Ge-
sichtspunkten sinnvoll. 

Mit Blick auf die Vorteile regenerativer Energien sind im gesamten Gebiet solche Anlagen zuläs-
sig. Die gestalterischen Vorgaben sollen zu einer harmonischen Integration dieser Anlagen in die 
Dachlandschaften beitragen. 

Die Bestimmungen zum Kniestock und Staffelgeschoss sind eng mit den getroffenen Höhenfest-
setzungen verknüpft. Damit soll sichergestellt werden, dass keine überhohen Gebäudeansichten 
im Plangebiet entstehen. Insbesondere im Fall einer zweigeschossigen Bauweise, mit zwei Voll-
geschossen im aufgehenden Mauerwerk, sollten darüberhinausgehende Bauteile wie Kniestock 
oder Staffelgeschoss vermieden werden. 

Die Festsetzungen zur Gestaltung nicht überbauter Freiflächen und zu Einfriedungen sollen die 
Durchgrünung des Gebietes unterstützen. Insbesondere soll ein Einmauern der Grundstücksflä-
chen vermieden werden. Einfriedungen sind material- und höhenbeschränkt, um auch im Stra-
ßenraum eine entsprechende Gestaltung zu erreichen.  

Des Weiteren werden Abgrabungen zwischen Straße und Gebäude dahingehend beschränkt, 
dass diese lediglich bis auf Straßenniveau zulässig sind, um überhohe Gebäudeansichten zum 
Straßenraum hin zu verhindern. 
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6.5 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE ERSCHLIESSUNG 

Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage sehr gut an die örtlichen und überörtlichen Hauptver-
kehrsstraßen angeschlossen. Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die östlich der Ortslage 
verlaufende Bundesstraße B 327. Von hier aus ist das geplante Neubaugebiet über eine neuere 
Anbindung und die im Ortsbezirk vorhandenen Kreisstraße ‚Zum Kaisergarten‘ sowie die Straße 
‚Zum Hegberg‘ zu erreichen. Zusätzlich kann das Plangebiet auch über die von der Straße ‚Zum 
Hegberg‘ ausgehende Straße ‚Bohrwiese‘ und die derzeitige Stichstraße ‚Im Iser‘ angefahren 
werden.  

Die innergebietliche Erschließung ist in erster Linie von Osten aus vorgesehen. Die Straße führt 
geschwungen bergauf nach Westen, wo sie in einer Wendeanlage endet. Die Wendeanlage ist 
entsprechend der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (‚RASt 06‘) so dimensioniert, dass sie 
von einem Feuerwehrfahrzeug (LF 20) befahren werden kann. Von Norden her ist zusätzlich eine 
Anbindung von der Straße ‚Im Iser‘ an die innergebietliche Erschließungsstraße vorgesehen. 
Damit wird einerseits eine Durchfahrt für die Lkws der Abfallentsorgung möglich. Andererseits ist 
hervorzuheben, dass das Baugebiet somit von zwei Seiten erschlossen ist. Sollte einer der beiden 
Anschlusspunkte nicht befahrbar sein, so gibt es eine Ausweichmöglichkeit. 

Der im Norden des Plangebietes vorhandene Grasweg soll weiterhin erhalten bleiben. Dort be-
finden sich bestehende Leitungen, die so innerhalb öffentlicher Flächen verbleiben können. Dar-
über hinaus dient der Grasweg den Anwohnern auch als Fußwegeverbindung. 

Die angrenzenden Straßen sind ausreichend ausgebaut, um die durch das Neubaugebiet er-
zeugten Verkehren zu bewältigen. Durch die ca. 17 Grundstücke, die durch die vorliegende 
Planung geschaffen werden können, ist nicht von einem wesentlichen Anstieg der vorhandenen 
Verkehrsstärken auszugehen. 

Technische Erschließung  

Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplans sind die Entsorgung des Schmutzwassers so-
wie der Umgang mit dem Niederschlagswasser zu klären. 

Zu diesem Zweck wurde ein Entwässerungskonzept2 erstellt. Das Konzept sieht eine Entwässe-
rung im Trennsystem vor. Das Schmutzwasser wird dementsprechend in den vorhandenen 
Mischwasserkanal geleitet und gelangt darüber schließlich in die Kläranlage Morbach. Das im 
Plangebiet anfallende Oberflächenwasser soll zentral auf einer entsprechend festgesetzten Flä-
che im Bereich ‚In den Bohrbüngerten‘ zurückgehalten werden. 

Es ist geplant, das Niederschlagswasser der privaten befestigten Flächen sowie das auf den Ver-
kehrsflächen anfallende Regenwasser in das zentrale Versickerungsbecken zu leiten. Die Versi-
ckerungsanlage verfügt über einen Notüberlauf, der in einen bestehenden Graben mündet. Von 
dort gelangt das Wasser schließlich in den Wenigerather Bach. 

Bei der Dimensionierung des Versickerungsbeckens wurde die ermittelte ungünstige Versicke-
rungsfähigkeit des Untergrundes berücksichtigt. 

 
2  Jakobs + Fuchs Architektur- und Ingenieurbüro: Erschließung des Neubaugebietes „An der Rapperather Anwand“ im 

Ortsbezirk Wenigerath, in der Einheitsgemeinde Morbach, Morbach 06. August 2019. 
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Versorgung mit weiteren Medien 

Neue Leitungen sollen im Zuge der Baugebietsrealisierung entsprechend der üblichen Praxis 
koordiniert innerhalb öffentlicher Flächen gemeinsam mit den übrigen Leitungsträgern verlegt 
werden.  

Eine Anbindung an die öffentlichen Systeme ist vorgesehen. Die technischen Bedingungen sind 
in der Erschließungsplanung zu prüfen. 

6.6 FREIFLÄCHEN UND GRÜNORDNUNG 

Wesentliche Aufgabe der Grünordnung ist die Einbindung des Plangebietes in den Übergang 
zwischen Siedlungsflächen und freier Landschaft, sowie die Durchgrünung des Plangebietes. 

Zur Umsetzung der Vorgaben des Flächennutzungsplans und der Ausgestaltung eines Ortsran-
des wird das Gebiet nach Osten und Süden eingegrünt. Der verbindliche Bauleitplan sieht dar-
über hinaus auch eine Eingrünung nach Westen vor. 

Hinsichtlich möglicher Geruchsbelästigungen durch den nordöstlich ansässigen Landwirt, wurde 
im Osten ein breiter öffentlicher Grünstreifen festgesetzt. Durch den damit entstandenen Abstand 
zwischen dem landwirtschaftlichen Anwesen und der geplanten Bebauung, kann dieser Thematik 
begegnet werden. Da dieser Bereich ohnehin von Wohnnutzung freizuhalten ist, ist hier eine 
naturschutzfachliche Ausgestaltung vorgesehen.  

Daneben wurden auch Pflanzverpflichtungen für die privaten Baugrundstücke formuliert. Mit der 
Festsetzung von Baumpflanzungen auf den Grundstücken soll eine durchgehende Durchgrünung 
des Plangebietes erreicht werden.  

Die weiter östlich gelegenen Retentionsflächen sind ebenfalls naturnah zu gestalten. 

Letztendlich dienen die grünbezogenen Festsetzungen auch dem Ausgleich der im Gebiet verur-
sachten Eingriffe in Boden, Natur- und Landschaft. 

6.7 UMWELT UND NATUR 

6.7.1 Artenschutz 

Aufgrund der vorhandenen Nutzungs- und Biotoptypen sind im Bereich des Bebauungsplange-
bietes keine schutzwürdigen oder empfindlichen Arten zu erwarten. Die für den Mittelgebirgs-
raum typischen, relativ euryöken Artengruppen der Ortsrandbereiche dürften aber weitgehend 
vertreten sein.  

Die intensive Bewirtschaftung im Bereich des Plangebietes sowie die unmittelbare Nähe zum Ort 
führen dazu, dass das Vorkommen von Offenlandarten wie Feldlerche, Kiebitz, aber auch Reb-
huhn oder Wachtel als Brutvögel ausgeschlossen werden kann. 

Die angrenzenden und randlichen Hecken, Gehölzstreifen und Obstbaumreihen sowie die an-
grenzenden Hausgärten sind potenziell gut geeignete Brutbereiche für Heckenbrüter (z.B. He-
ckenbraunelle, Amsel, Grünfink, Gimpel, Zaunkönig, Garten- und Mönchsgrasmücke) sowie 
Jagdhabitate für Fledermausarten. Diese bleiben aber durch die Planung erhalten, so dass es 
hier nicht zu relevanten Eingriffen für diese Arten kommen wird. 

Weitergehende Aussagen diesbezüglich können den Ausführungen im Umweltbericht entnom-
men werden. 
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6.7.2 Immissionen - Geruch 

Da sich in unmittelbarer Nähe zu dem geplanten Wohnbaugebiet ein landwirtschaftlicher Betrieb 
mit Milchviehhaltung und Nachzucht befindet, wurde bereits im Mai 2009 eine Geruchsuntersu-
chung durchgeführt.3 

Aufgrund des Alters dieser Geruchsuntersuchung, hat die Gemeinde sich entschlossen im Rah-
men des vorliegenden Verfahrens eine aktuelle Geruchsimmissionsprognose4 erstellen zu lassen.  

Im Umfeld des geplanten Wohnbaugebietes befinden sich drei Tierhaltungsanlagen und eine 
Biogasanlage, die als vorhandene Geruchsemittenten zu bezeichnen sind. Im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung werden die Geruchsimmissionen dieser Emittenten ermittelt und beur-
teilt, um festzustellen, ob sich hieraus ggf. immissionsschutzrechtlich Auswirkungen auf das Plan-
gebiet ergeben.5 

Grundlage für die Ermittlung und Berechnung der Immissionen ist die Geruchsimmissions-
Richtlinie – GIRL. Die auf das Plangebiet einwirkende Geruchsbelastung gliedert sich in eine 
Vorbelastung und eine Zusatzbelastung, wobei die Vorbelastung aus beurteilungsrelevanten 
Industrie- und Gewerbebetrieben sowie Tierhaltungsbetrieben besteht und sich die Zusatzbelas-
tung auf die hier zu betrachtenden Anlagen bezieht. Die Gesamtbelastung gibt schließlich Auf-
schluss über die Auswirkungen im Plangebiet.6 

Gemäß GIRL sind dem Plangebiet entsprechend seiner Gebietskategorie Immissionsobergrenzen 
zuzuordnen. Angegeben wird mit den Werten die relative Häufigkeit der Geruchsstunden. Für 
Wohn- und Mischgebiete liegt der Wert bei 10 % für Gewerbe- und Industriegebiete sowie 
Dorfgebiete bei 0,15. Eine Überschreitung dieser Werte bedeutet, dass die Geruchsimmissionen 
als erhebliche Belästigung einzustufen sind. 7 

Unter Berücksichtigung einschlägiger Werte und den für die zu betrachtenden Betriebe zugrunde 
zu legenden Angaben, wird die im Plangebiet zu erwartende Geruchsimmission berechnet. 

Für den im nordöstlichen Gemeindegebiet liegenden Betrieb Zeimentz wird die Tierhaltung mit 
492 Tierplätzen sowie einer Entwicklungsprognose mit bis zu 599 Tierplätzen und die Biogasan-
lage zugrunde gelegt.8 Für den Betrieb Gorges, der unmittelbar östlich des Plangebietes liegt, 
werden 200 Tierplätze und für den Betrieb Stürmer, der sich etwas weiter in östliche Richtung 
befindet, werden 100 Tierplätze berücksichtigt.9 Für beide Betriebe liegen aktuell keine Erweite-
rungsabsichten vor. Die Bestandsansätze liegen höher als im Gutachten von 2009 und auch 
oberhalb der Angaben der Landwirtschaftskammer. 

 
3  Vgl. Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH (isu): Morbach – Immissions-

technische Untersuchung zum B-Plan „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“, Bitburg, Mai 2009. 
4  Uppenkamp und Partner: Immissionsschutz-Gutachten Geruchsimmissionsprognose zum B-Plan „Wenigerath – An der 

Rapperather Anwand“, Gemeinde Morbach, Ahaus, 19. Feb. 2020. 
5  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 10. 
6  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 11. 
7  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 12. 
8  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 18ff. 
9  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 25f. 
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Mittels eines Ausbreitungsmodells wird im Gutachten nun die Ausbreitung der ermittelten Emissi-
onen aufgezeigt. Hierbei sind verschiedene Parameter, wie z.B. meteorologische Daten, Bebau-
ung, Geländeunebenheiten, zu berücksichtigen.10 

Im Ergebnis unterscheidet das Gutachten zwischen dem genehmigten Bestand und der mögli-
chen Entwicklungsoption. Für den genehmigten Bestand wurden innerhalb der als Allgemeines 
Wohngebiet festgesetzten Flächen Geruchsstundenhäufigkeiten zwischen 3 % und 8 % als Ge-
samtbelastung ermittelt. Bei der Entwicklungsoption zeigt das Ausbreitungsmodell im gleichen 
Beurteilungsbereich Geruchsstundenhäufigkeiten von 4 % bis 8 %. In beiden Fällen wird mit der 
Gesamtbelastung die Immissionsobergrenze für Wohn- und Mischgebiete von 10 % nicht über-
schritten.11  

Für die geplanten Wohnbauflächen ist demnach nicht von einer wesentlichen Belästigung hin-
sichtlich möglicher Gerüche auszugehen. Höhere Geruchsstundenhäufigkeiten sind lediglich im 
östlichen Teil des Geltungsbereiches zu finden. Hier sind jedoch keine Baugrundstücke, sondern 
eine öffentliche Grünfläche vorgesehen. Dieser Flächenzuschnitt war das Resultat aus dem Ge-
ruchsgutachten von 2009. Demnach waren ebenfalls an dieser Stelle höhere Geruchsstunden-
häufigkeiten ermittelt wurden, die im Ergebnis zu einem Ausschluss der Wohnnutzung an dieser 
Stelle beigetragen hatten. Allgemein ist festzuhalten, dass das aktuelle Gutachten nicht zu we-
sentlich anderen Ergebnissen kommt als bisher aus den vorherigen Unterlagen zu entnehmen 
war. Daher sind unter Berücksichtigung der aktuellen gutachterlichen Aussagen keine Änderun-
gen an der Planzeichnung erforderlich.  

Im Gutachten wird abschließend darauf hingewiesen, dass für die betrachteten Betriebe bereits 
von einer Entwicklungseinschränkung durch die bestehenden Wohnnutzungen auszugehen ist. 
Das Plangebiet führt nicht zu einer Verschlechterung der möglichen betrieblichen Entwicklun-
gen.12 

Immissionen - Lärm 

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung13 erstellt. 
Betrachtet wurden hierbei zum einen die Verkehrsgeräusche der östlich und westlich des Plange-
bietes gelegenen Straßen und zum anderen die Geräusche durch den benachbarten Landwirt. 

Zur Beurteilung des Straßenverkehrslärms wurden für Bundesstraße B 269 und die Bundesstraße 
B 327 jeweils Verkehrszahlen von 2015 zugrunde gelegt und auf das Prognosejahr 2025 hoch-
gerechnet. Unter zusätzlicher Berücksichtigung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit sowie der 
Straßenoberfläche und der Längsneigung wurden die Emissionspegel ermittelt. Es ergeben sich 
im Plangebiet Beurteilungspegel, die tags zwischen 45 und 50 dB(A) und nachts zwischen 35 
und 45 dB(A) liegen.14 „Demnach werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für Verkehrs-
lärm eingehalten. Es kommt zu keinen Überschreitungen im Plangebiet.“15 

 
10  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 31ff. 
11  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 36ff. 

12  Vgl. Uppenkamp und Partner: … Geruchsimmissionsprognose …, S. 38. 
13  Vgl. Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH (isu): Gemeinde Morbach – 

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“, Bitburg, Janu-
ar 2018. 

14  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 10f 
15  …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 11f 
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Als Grundlage zur Ermittlung und Beurteilung der Geräuschemissionen des landwirtschaftlichen 
Betriebes dienten aktuelle Aussagen des ansässigen Landwirtes zu den Betriebsabläufen. Es 
handelt sich hierbei um Fahrbewegungen auf dem Gelände sowie gängige Betriebsabläufe wie 
das Füttern der Tiere sowie den Abtransport von Mist. Darüber hinaus findet seltener das Befül-
len von Fahrsilos, die Einlagerung von Ernte sowie der Abtransport von Tieren statt.16 

Im Gutachten werden für diese einzelnen Vorgänge Referenzwerte herangezogen und eventuell 
erforderliche Zuschläge bei den Berechnungen berücksichtigt.17 

Es wurden zunächst die Geräuschimmissionen im Normalbetrieb im Sinne einer worst-case-
Betrachtung ermittelt. Im Weiteren wurden darüber hinaus die seltener vorkommenden Be-
triebsabläufe betrachtet, bei denen am ehesten mit einer möglichen Lärmbelastung zu rechnen 
ist. Für den Normalbetrieb wurde der Tageszeitraum von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr zugrunde 
gelegt. Um von einer worst-case Betrachtung auszugehen wurde dieser Betrieb an einem Sonn-
tag, an dem die Ruhezeitenzuschläge gelten, angenommen. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 
die Immissionsrichtwerte an den Immissionsorten im Plangebiet unterschritten werden. Auch die 
kurzzeitigen Geräuschspitzen unterschreiten die maßgeblichen Schwellenwerte der TA Lärm.18 

Für die Befüllung der Fahrsilos wurde erkannt, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte un-
terschritten werden und auch keine Überschreitungen der Schwellenwerte für kurzzeitige Ge-
räuschspitzen zu erwarten sind.19 

Gleiches konnte für die Tierabholung im Tageszeitraum ermittelt werden. Lediglich sofern die 
Abholung bereits vor 06:00 Uhr erfolgt, werden die Immissionsrichtwerte überschritten. Aller-
dings tritt dieser Fall gemäß der Aussage des Landwirtes nicht häufiger als zehn Mal im Jahr auf, 
so dass es sich um ein seltenes Ereignis handelt. Die für seltene Ereignisse geltenden Immissi-
onsrichtwerte werden unterschritten und es ist ebenso keine Überschreitung der Schwellenwerte 
zu erwarten.20 

Abschließend lässt sich damit festhalten, dass durch den landwirtschaftlichen Betrieb keine 
schädlichen Geräuscheiwirkungen im geplanten Wohngebiet zu erwarten sind.21 

Da weder die Verkehrsgeräusche noch die Geräusche des landwirtschaftlichen Betriebes schäd-
liche Geräuschimmissionen im Plangebiet verursachen, sind im Rahmen des Bebauungsplanes 
keine Maßnahmen zum Schallschutz vorzusehen. 

6.7.3 Landespflegerische Bilanzierung 

Durch Bau, Anlage und Betrieb des Wohngebietes entstehen Eingriffe und Risiken für Umwelt, 
Natur und Landschaft, die durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren sind. Eingriffe sind vor 
allem durch die Veränderung des Landschaftsbildes und durch die Versiegelung von Bodenflä-
chen zu erwarten.  

Der Ausgangszustand stellt sich auf der Grundlage der landespflegerischen Bestandkartierung 
im Plangebiet folgendermaßen dar. 

 
16  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 11f 
17  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 11 
18  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 16f 
19  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 17 
20  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 18f 
21  Vgl. …(isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung…, S. 19 
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Landespflegerische Bestandskartierung 
Quelle: Gemeindeverwaltung Morbach, (Stand: Juli 2019) 

Flächentyp Fläche in m² davon versiegelt
Straßenverkehr 850 850
Grasweg 933 0
Ackerfläche 22.288 0
Wiesenfläche 1.378 0
Gesamt 25.449 850  

 

Gemäß der Planung ergibt sich nach Umsetzung des vorliegenden Bebauungsplans folgendes 
Bild:  

Flächentyp Fläche in m² davon versiegelbar 
Allgmeines Wohngebiet* 14.201 8.521 *
Straßenverkehrsfläche 2.468 2.468
Grasweg 878 0
Verkehrsgrün 145 0
Grünflächen privat 862 0
Grünflächen öffentlich 5.516 0
Versorgungsfläche 1.379 0
Gesamt 25.449 10.989

* GRZ = 0,4 + 50% Überschreitung  
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Landespflegerische Maßnahmen  
Quelle: Gemeindeverwaltung Morbach, (Stand: Juli 2019) 

Der Bebauungsplan ermöglicht eine Versiegelung von ca. 10.989 m². Unter Berücksichtigung 
der bestehenden Versiegelung der vorhandenen Verkehrsfläche von 850 m² wird eine Neuver-
siegelung von ca. 10.139 m² möglich. 

Im Rahmen der Grünordnungsplanung wurden die zur Kompensation erforderlichen Maßnah-
men erarbeitet. Diese teilen sich in plangebietsinterne und plangebietsexterne Maßnahmen. 

Es ist vorgesehen, die internen Maßnahmen durch zeichnerische und textliche Festsetzungen 
sicherzustellen. Bezüglich der nicht festsetzbaren Maßnahmen bzw. der außerhalb des Geltungs-
bereiches befindlichen Maßnahmen verpflichtet sich die Gemeinde zur Durchführung dieser 
Maßnahmen.  

Die einzelnen geplanten Maßnahmen werden ausführlich im nachfolgenden Umweltbericht be-
schrieben. Eine Übersicht der Maßnahmen im Plangebiet kann der nachstehenden Karte ent-
nommen werden. Im Übersichtsplan auf dieser Karte ist darüber hinaus die Lage der beiden 
externen Ausgleichsflächen dargestellt. Diese befinden sich nordwestlich der Ortslage. (vgl. rote 
Umrandung) 

In ihrer Gesamtheit sind die plangebietsinternen und die externen Maßnahmen geeignet, um 
eine vollständige Kompensation des Eingriffs zu gewährleisten. 
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7 UMWELTBERICHT 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden umweltbezogene Fachuntersuchungen durchge-
führt. Im Fachbeitrag Naturschutz wurden die wesentlichen Auswirkungen der Planung für die zu 
betrachtenden Schutzgüter dargestellt.  

7.1 EINLEITUNG 

7.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

Beschreibung des Vorhabens 

Die Gemeinde Morbach beabsichtigt entsprechend dem Flächennutzungsplan (GRUPPE 
HARDTBERG 2003) für den Ortsteil Wenigerath ein Baugebiet auszuweisen und über einen Be-
bauungsplan rechtlich abzusichern. Der Bedarf für die Neuausweisung von Bauland wurde in 
der Flächennutzungsplanung über den Eigenbedarf im Ort sowie über prognostizierte Wande-
rungsgewinne ermittelt. Bestehende Baulücken im Ort sind i.d.R. in Privatbesitz und nicht auf 
dem freien Markt verfügbar. 

Angaben zum Standort 

Das Plangebiet befindet sich in der verbandsfreien Gemeinde Morbach auf der Gemarkung von 
Wenigerath. Es liegt südlich der Ortslage von Wenigerath in der Flur 16 auf den Flurstücken 32, 
33, 34, 35 und 36 zwischen befestigten Wirtschaftswegen. Nördlich des geplanten Baugebietes 
ist eine weitgehend geschlossene Bebauung vorhanden; im Nordosten befindet sich ein land-
wirtschaftlicher Betrieb mit Viehhaltung. Das Plangebiet hat ein deutliches Gefälle von Westen 
nach Osten. Es umfasst eine Fläche von etwa 2,41 ha. 

 
Abb.1: Darstellung des Bebauungsplangebietes „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“ Teilgebiet 1 
links (Baugebiet), Teilgebiet 2 rechts (RRB) 

Beschreibung der geplanten Festsetzungen 

Das Plangebiet wird im Bebauungsplan (ISU 2019) als allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 
BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO dargestellt. Für das geplante Wohnge-
biet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Darüber hinaus besteht die nach 
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§ 19 Abs. 4 BauNVO erlaubte Überschreitungsmöglichkeit um 50 %, um eine ausreichende 
Ausstattung mit Stellplätzen und baulichen Nebenanlagen zu ermöglichen. Mit dieser Festset-
zung wird eine heute übliche Bebauung ermöglicht. 

Die Höhenfestsetzung ermöglicht eine zweigeschossige Bebauung. Als Bauweise wird die offene 
Bauweise festgesetzt. Konkret werden ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser zugelassen. Die-
se Festsetzung gilt nicht für Nebengebäude und Garagen. Für die Dacheindeckung sind nur 
Materialen in einheitlicher, schiefergrauer Farbgebung zulässig. Ebenfalls zulässig sind Zink-, 
Solar- und Grasdächer. Die zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlichen Böschungen (Auf-
schüttungen, Abgrabungen) sind von den Anliegern auf den privaten Grundstücken zu dulden 
und in die Gartengestaltung mit einzubeziehen. Modellierungen der Böschungen auf den Pri-
vatgrundstücken sind zulässig. 

Die nicht überbauten Grundstücksteile der privaten Baugrundstücke sind, soweit sie nicht als 
Zufahrt oder Stellplatzflächen befestigt werden, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft instand zu 
halten. Im Bereich der Vorgärten, also zwischen Straßenbegrenzungslinie und Bebauung, sind 
nach ISU (2019) Einfriedungen nur bis zu einer maximalen Höhe von 1 m über der angrenzen-
den Straßenverkehrsfläche zulässig. Von dieser Höhenbegrenzung ausgenommen sind Hecken 
und Bepflanzungen sowie Einfriedungen, die durch Vorpflanzungen nicht sichtbar sind. In diesen 
Fällen gilt eine Höhenbegrenzung von 2 m. Die Festsetzungen zur Gestaltung nicht überbauter 
Freiflächen und zu Einfriedungen sollen die Durchgrünung des Gebietes unterstützen. Insbeson-
dere soll ein Einmauern der Grundstücksflächen vermieden werden. Einfriedungen sind materi-
al- und höhenbeschränkt, um auch im Straßenraum eine entsprechende Gestaltung zu errei-
chen. 

7.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
Ziele des Umweltschutzes 

Die für den Fachbeitrag Naturschutz grundlegenden Gesetze sind neben dem Baugesetzbuch 
(BauGB; hier vor allem § 2 Abs.4 sowie §§ 2a und 4c sowie Anlage 1: Umweltbericht), das 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG; vor allem §§ 1 und 14) und das Landesnaturschutzgesetz 
Rheinland-Pfalz (LNatschG RLP; vor allem §§ 1, 6 und 7). 

Das Plangebiet der vorliegenden Planung liegt nach Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) in 
einem „Erholungs- und Tourismusraumraum“ (ISM 2008). Weiterhin ist die Fläche dort als 
„Landesweit bedeutsamer Bereich für die Landwirtschaft“ gekennzeichnet. 

Der Regionale Raumordnungsplan (RROP; PLANUNGSGEMEINSCHAFT REGION TRIER 1995, 
2001) stellt für das Untersuchungsgebiet folgendes dar: Die gesamte Region ist ein Schwer-
punktbereich für die „Fremdenverkehrsentwicklung“; es weist „sehr gut bis gut geeignete land-
wirtschaftliche Nutzflächen“ auf.  

In der „Planung vernetzter Biotopsysteme; Landkreis Bernkastel-Wittlich“ (LfUG 1995) ist das 
Plangebiet nicht in der Karte „Prioritäten“ gekennzeichnet. In der das Plangebiet betreffenden 
„Karte 7: Ziele“ wird für das Plangebiet lediglich „biotoptypenverträgliche Nutzung“ angezeigt22.  

 
22 In beiden Karten der „Planung vernetzter Biotopsysteme“ ist das Plangebiet weiß, d.h. eine besondere 

Schutzwürdigkeit ist nicht gegeben. 
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Die Flächennutzungsplanung der Gemeinde Morbach (GRUPPE HARDTBERG 2003) stellt das 
Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes entsprechend der Planung als Wohnbaufläche 
dar. 

Die Landschaftsplanung der Einheitsgemeinde Morbach (FISCHER & WREDE 1999) stellt für das 
Untersuchungsgebiet in der Karte „Entwicklungskonzept“ als Ziel lediglich eine landschaftsge-
rechte Einbindung des Ortsrandes dar. Als übergeordnetes Ziel wird „Landwirtschaftliche Nutz-
fläche (Acker; Grünland) mit Grundanforderungen an umweltverträgliche Bewirtschaftung und 
Mindeststrukturierung“ formuliert. 

7.2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

7.2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 
einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 
beeinflusst werden 

Die Ermittlung der Bestandsdaten beruht im Wesentlichen auf den Vorgaben der Landschafts-
planung für die Einheitsgemeinde Morbach (FISCHER & WREDE 1999), einer örtlichen Überprü-
fung der Gegebenheiten sowie einer aktualisierten und konkretisierten Biotoptypenkartierung. 

Die landespflegerischen Zielvorstellungen treffen Aussagen darüber, wie Natur und Landschaft 
zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln sind. Hierbei sind die Ziele und Grundsätze nach 
§ 1 und § 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu beachten. 

Die Ableitung des Erhaltungs- und Entwicklungsbedarfs stellt eine Synthese gesetzlicher Grund-
lagen, überregionaler und regionaler Planungsziele und örtlicher Schutzwürdigkeits- und Emp-
findlichkeitsmerkmale dar. 

Vorbelastungen des Naturhaushaltes, d.h. Auswirkungen der aktuellen Raumnutzung, wurden 
einbezogen. 

Geologie und Böden 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind Tonschiefer – Sandstein – Verwitterungsböden 
(Hunsrückschiefer; überlagert mit lehmigen Deckschichten) mit relativ geringem Filtervermögen 
und mittlerer Empfindlichkeit gegenüber Versauerung. Die Böden sind staunässeempfindlich. Im 
Bereich der Ackerflächen ist aufgrund der Bodenart und Hangneigung eine mittlere – hohe Ero-
sionsempfindlichkeit gegenüber Niederschlagswasser gegeben. 

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen sind die Böden z.T. anthropo-
gen geprägt, d.h. durch regelmäßiges Umpflügen und Meliorationsmaßnahmen (z.B. Entwässe-
rung) in ihrer natürlichen Entwicklung gestört, zudem verändern Dünger- und Pestizidgaben das 
Bodenleben und die natürliche Bodenchemie. 

Die Ertragsmesszahl liegt für die Gemarkung Wenigerath bei 38, die landwirtschaftliche Nutz-
barkeit ist daher mittel und liegt leicht über dem Durchschnitt des gesamten Gemeindegebie-
tes.23 Insgesamt weisen die Böden des Untersuchungsgebietes eine geringe – mittlere Schutz-
würdigkeit auf. 

 
23 Gesamtgemeindegebiet: EMZ 37; Durchschnitts-EMZ Kreis Bernkastel-Wittlich: 35 (GFL 1998) 
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Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 (3) 
• Böden (sind) so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können, 

nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiege-
lung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen 

Generelles Ziel des Bodenschutzes ist der Erhalt bzw. die Verbesserung aller Bodenfunktionen 
(Filter- und Pufferfunktion, Wasserschutzfunktion, Produktionsfunktion und Funktion als Lebens-
stätte für Pflanzen und Tiere). Der Boden ist vor Versiegelung und Verdichtung, vor Stoffeinträ-
gen und vor Erosion zu schützen. Boden – aber auch Fläche allgemein – ist nicht vermehrbar 
und somit ein nicht wiederherstellbares Gut; ein Verlust, z.B. durch Versiegelung, beeinträchtigt 
die Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit dieser Ressourcen nachhaltig. Nach CHEMNITZ & 
WEIGELT (2015) werden in Deutschland täglich 77 ha Boden überbaut und versiegelt. 

Bei Verwirklichung des Baugebietes kommen folgende Ziele hinzu: 
• Die Umlagerung von Böden zur Geländegestaltung ist durch entsprechende Bauanordnung 

zu begrenzen. Der Boden ist schonend zu behandeln (Abschieben des Mutterbodens, Zwi-
schenlagerung, Wiederverwendung) 

• Überbauung und Versiegelung sind auf das notwendige Maß zu beschränken. Stellplätze, 
Zufahrten und Fußwege zu Gärten sind wasserdurchlässig zu befestigen (z.B. Schotterrasen, 
Rasengittersteine), um die Bodenfunktion so weit wie möglich zu erhalten. 

Wasserhaushalt 

Im Bereich des Bebauungsplangebietes existieren keine natürlichen Oberflächengewässer. Le-
diglich ein künstlicher, temporärer und eutrophierter Graben tangiert den 2. Teil des Plangebiets 
im Bereich der geplanten Regenrückhaltebecken. Dieser hat eine geringe Schutzwürdigkeit. 

Die Bedeutung der Flächen für den Grundwasserhaushalt und die Grundwasserneubildung ist 
gering - mittel, da die Böden und geologischen Schichten aufgrund ihrer Kompaktheit nur eine 
relativ geringe Wasserdurchlässigkeit (schlechte Wasserleitfähigkeit, geringes Speichervermögen) 
sowie eine mittlere Verschmutzungsempfindlichkeit haben. 

Die zum Teil vorhandene Grünlandnutzung ist für die Abflussrückhaltung relativ günstig, die 
Nutzung als Ackerland im größten Teil des Plangebietes eher ungünstig. Dies trifft auch für die 
Bodenerosion zu. 

Ein Wasserschutzgebiet ist im Untersuchungsgebiet nicht ausgewiesen. 

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 (3) 
• Meeres- und Binnengewässer (sind) vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natür-

liche Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natür-
liche oder naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalte-
flächen; Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu er-
folgen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen Nie-
derschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege Sorge zu tragen. 

Die aktuelle Bedeutung des Planungsgebietes für die Grundwasserneubildung ist aufgrund der 
Beschaffenheit von Böden und Gestein gering – mittel. Die örtliche Zielsetzung für den Wasser-
haushalt ist, die derzeitige Grundwasserneubildungsrate nachhaltig zu erhalten und Schadstoffe-
inträge zu vermeiden. 
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Bei Verwirklichung des Baugebietes sind folgende örtliche Zielsetzungen zu berücksichtigen: 
• Die derzeitige Grundwasserneubildung ist zu erhalten. Aus diesem Grund ist die Versiege-

lung auf das notwendige Ausmaß zu begrenzen; Fußwege und Stellplätze sollen mit wasser-
durchlässigem Material befestigt werden. 

• Das nicht verwertbare Niederschlagswasser ist in naturnah gestalteten Wasserrückhaltungen 
zentral zurückzuhalten oder als Brauchwasser zu nutzen. 

• Dachbegrünungen, insbesondere von Nebengebäuden und Garagen, sind prinzipiell zuläs-
sig. 

Klima / Luft 

Der Ortsteil Wenigerath und das geplante Baugebiet liegen am Nordhang zum Tal des Weni-
gerather Baches, der in die Dhron mündet. Aufgrund der hängigen Lage und der landwirtschaft-
lichen Nutzung ist das Plangebiet in der Themenkarte des Landschaftsplanes (FISCHER & WRE-
DE 1999) ausgewiesen als „Offenlandbereich mit mindestens 5° Hangneigung als Entstehungs-
flächen mittlerer Mengen sehr kalter Luft“. Die abfließende Kaltluft hat keine Auswirkung auf den 
Ortsteil Wenigerath. Weitere Frisch- oder Kaltluftbedarfsgebiete sind nicht betroffen. Das Tal des 
Wenigerather Baches ist, anders als das Dhrontal, nicht als Kaltluftabflussgebiet in Richtung 
Morbach von Bedeutung. Die stark befahrene B 327 (Hunsrückhöhenstraße) gilt hier als Vorbe-
lastung. 

Abgesehen von dem landwirtschaftlichen Betrieb mit Rinderhaltung im Nordosten des Plangebie-
tes ist die Luft im Gebiet allenfalls geringfügig belastet (Immissionen aus Gebäudeheizanlagen 
der angrenzenden Wohnbebauung; die B 327 befindet sich in etwa 250 m Entfernung), auf-
grund der guten Durchlüftung (Hanglage) besteht aber nur eine geringe Empfindlichkeit gegen-
über bioklimatischen Belastungen. Eine Relevanz der Geruchsimmissionen aus der Rinderhal-
tung wurden in einem gesonderten Gutachten untersucht (ISU 2009; siehe dort). Fazit dieser 
Untersuchung ist: „Basierend auf dem betrachteten Lastfall Status-Quo 2009 in Verbindung mit 
der angedachten Veränderung des landwirtschaftlichen Betriebes „Hinter den Zäunen 14“ (…) 
„ist der überwiegende Teil des Plangebietes für die Entwicklung von Wohnbauflächen hinsicht-
lich der Geruchsbelastung aus dem benachbarten landwirtschaftlichen Betrieb und den weiteren 
landwirtschaftlichen Betrieben im Ortsbezirk Wenigerath mit relevanten Geruchsimmissionen 
verträglich. Am östlichen Rand des Plangebietes steht ein bis zu 55 m breiter Streifen jedoch 
nicht für die Festsetzung eines Wohn- und Mischgebietes zur Verfügung. (ISU 2009)“ Diese Flä-
che wurde im Bebauungsplan als öffentliche Grünfläche ausgewiesen. „Das Unterschreiten des 
Immissionswertes der GIRL24 für Wohn- und Mischgebiete bedeutet nicht, dass keine Gerüche 
wahrgenommen werden können“ (ISU 2009). 

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 (3) 
• Luft und Klima (sind) auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder 
klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbah-
nen; dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmen-
de Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine besondere Bedeutung zu. 

Durch das Baugebiet wird bei einer dichten Bebauung zwar ein Kaltluftabfluss aus einem Kaltluf-
tentstehungsgebiet behindert, es ist aber kein Frisch- oder Kaltluftbedarfsgebiet im Anschluss 
betroffen, so dass die Auswirkung gering ist. 

 
24  GIRL = Geruchsimmissionsrichtlinie 
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Es besteht für die nördlich angrenzende Wohnbebauung von Wenigerath durch das geplante 
Baugebiet aufgrund des Geländereliefs bioklimatisch keinerlei Relevanz, zumal in dem geplan-
ten Wohngebiet keine Emittenten angesiedelt werden.  

Zum Erhalt des Kleinklimas sind folgende Ziele gegeben: 
• Möglichst weitgehende Verminderung der zulässigen Oberflächenversiegelung (Verminde-

rung der Wärmeabstrahlung auf versiegelten Flächen). 
• Weitgehende Durchgrünung mit Gehölzen zur Schadstofffilterung. 
• Die Nutzung alternativer Energien wie Solarenergie einschließlich Photovoltaik ist prinzipiell 

zuzulassen25. 
• Dachbegrünungen, insbesondere von Nebengebäuden und Garagen, sind prinzipiell zuläs-

sig. 

Aktuelle Flächennutzung 

Das geplante Baugebiet ist geprägt durch intensive landwirtschaftliche Nutzung: Acker (Flur 16, 
Flurstück 33, 34, 35) und Intensivgrünland (Flur 16, Flurstück 32 und 36).  

Um das Plangebiet (Teilgebiet 1) herum verläuft ein asphaltierter Wirtschaftsweg. Im Süden wird 
bis direkt an den Weg heran bewirtschaftet, im Westen ist zwischen Wirtschaftsweg und Intensiv-
grünland ein etwa 1 m breiter Böschungsstreifen, der aber stark mit Brennnessel (Urtica dioica) 
bewachsen ist, was ein deutliches Zeichen des hohen Eutrophierungsgrades aus den angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen ist. Die intensiv genutzten Grünlandbereiche (Beweidung, Dün-
gung, Silagemahd) sind relativ artenarme Glatthaferwiesen (Arrhenatherion elatioris) mit Über-
gang zu Mittelgebirgs-Glatthaferwiesen (A. elatioris, Achemilla-Ausbildung). Die intensive Nut-
zung zeigt sich vor allem durch das signifikante Auftreten typischer Fettwiesenarten wie z.B. des 
Löwenzahns (Taraxacum officinale), dem Wiesenklee (Trifolium pratense), dem Wiesenkerbel 
(Anthriscus sylvestris) oder dem Scharfen Hahnenfuß (Ranunculus acris). Düngereinsatz - und 
Pestizideintrag aus den angrenzenden Ackerflächen - sowie frühes und häufiges Mähen schrän-
ken die Qualität der Flächen als Lebensraum ein. 

Gehölze sind im Plangebiet nur randlich vorhanden: Entlang des westlichen Wirtschaftsweges 
stockt am östlichen Wegrand ein Haselnussstrauch und ein Apfelbaum, am westlichen Wegrand 
stockt eine gut ausgebildete, dichte und regelmäßig geschnittene Hecke aus Schlehe, Hasel, 
Schwarzer Holunder, Mehlbeere, Feldulme, Heckenrose und Kirsche. Diese bleibt vollständig 
erhalten. 

Am südlich des Plangebietes verlaufenden Wirtschaftsweg sind keine Gehölze vorhanden. Am 
östlichen Wirtschaftsweg stockt auf der östlichen Wegeseite eine wegbegleitende Obstbaumreihe 
(Apfel), zwei weitere Apfelbäume stocken an der westlichen Wegseite. Östlich des Weges - au-
ßerhalb des Plangebiets - befinden sich Silageflächen. Nördlich der Silageflächen – ebenfalls 
außerhalb - befindet sich eine kleine Obstwiese mit intensiv genutztem Grünland. 

Im Norden grenzt der relativ dicht bebaute Ortsteil Wenigerath an mit Gärten, die vor allem 
durch Ziergehölze26 geprägt werden. Hier grenzt ein unbefestigter Grasweg an. 

Im Bereich des RRB (Plangebiet Teilbereich 2: Flur 15, Flurstück 82) sind neben Intensivgrünland 
(Viehweide) auch wegbegleitend Bruchweiden (Salix fragilis) vorhanden. Im Winter 2018/19 

 
25  dies auch als kleiner Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels 
26  Spierstrauch, Sommerflieder, Zwergmispel, Forsythie, Fünffingerstrauch usw. 
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sind einige dieser Bäume umgefallen bzw. abgebrochen. Der Wirtschaftsweg hier ist weitgehend 
überwachsen. 

 
Abb.2: Luftbild des Plangebietes (Stand 2016) mit Katastergrundlage. 
Teilgebiet 1 links (Baugebiet), Teilgebiet 2 rechts (RRB) 

Im gesamten Untersuchungsgebiet existieren keine Biotope, die einen Pauschalschutz nach 
§ 30 BNatSchG oder § 15 LNatSchG RLP aufweisen. Auch biotopkartierte Flächen sind im Un-
tersuchungsgebiet nicht vorhanden. 

Westlich, südlich und östlich des geplanten Baugebietes setzen sich die beschriebenen Nutzun-
gen (Intensivgrünland, Acker), wegbegleitende Gehölzstreifen, gepflegte Hecken sowie wegbe-
gleitende Obstbäume fort. Die intensive landwirtschaftliche Nutzung im Umfeld des Plangebietes 
mit relativ hohem Maisanteil kann darauf zurückgeführt werden, dass sich in einem Radius von 
1.500 m um das Plangebiet drei Biogasanlagen27 befinden. 

In der „Planung vernetzter Biotopsysteme; Landkreis Bernkastel-Wittlich“ (LfUG 1995) sind die 
„mageren und feuchten Offenlandkomplexe der Auen und Bachursprungsmulden“ nordöstlich 
von Wenigerath als prioritärer Lebensraum aufgeführt (Karte: Prioritäten). Das Plangebiet im 
Südwesten von Wenigerath ist hier nicht betroffen. Für dieses wird in der Karte „Ziele“ (Blatt 7) 
„Ackerland“ dargestellt mit dem Ziel einer „biotoptypenverträglichen Nutzung“. 

Tiere und Pflanzen 

Aufgrund der vorhandenen Nutzungs- und Biotoptypen sind im Bereich des Bebauungsplange-
bietes keine schutzwürdigen oder empfindlichen Arten zu erwarten. Die für den Mittelgebirgs-
raum typischen, relativ euryöken Artengruppen der Ortsrandbereiche dürften aber weitgehend 
vertreten sein.  

Die Feldlerche als reine Offenlandart mit stark rückläufiger Bestandsentwicklung – dies ist vor 
allem durch die Intensivierung der Landwirtschaft zu begründen (vgl. GEDEON 2014) - ist auf-
grund der umgebenden Gehölzstrukturen und Wohnbebauung nicht im unmittelbaren Untersu-
chungsgebiet als Brutvogel zu erwarten. Die Art meidet die Kulissenwirkung von Gehölzstreifen 
und Bebauung im unmittelbaren Nahbereich (vgl. ÖSTLAP 2016). Das Plangebiet ist auch für 
den Kiebitz (als streng geschützte Offenlandart) aufgrund der vorhandenen Kulissen unmittelbar 
am Plangebiet sowie der hohen Störungsintensität durch Feierabenderholung und der unmittel-
baren Ortsnähe nicht als Bruthabitat geeignet. Offenlandarten wie Feldlerche, Kiebitz, aber 

 
27 Eine Biogasanlage in der Energielandschaft im Westen, eine in Wenigerath im Norden, eine in Hundheim im 

Osten 
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auch Rebhuhn oder Wachtel können als Brutvögel bei der intensiven Bewirtschaftung sowie der 
unmittelbaren Ortsnähe (Kulissenwirkung von Hecken / Häusern, permanente Störungen durch 
Feierabend-Erholung und einem hohen Prädationsdruck durch Hunde und Katzen) ausgeschlos-
sen werden. Die das Plangebiet umgrenzenden, z.T. strukturreichen wegbegleitenden Hecken, 
Gehölzstreifen und Obstbaumreihen (s.o.) sowie die angrenzenden Hausgärten sind potentiell 
gut geeignete Brutbereiche für Heckenbrüter (z.B. Heckenbraunelle, Amsel, Grünfink, Gimpel, 
Zaunkönig, Garten-  und Mönchsgrasmücke) sowie Jagdhabitate für Fledermausarten28. Diese 
bleiben aber durch die Planung erhalten, so dass es hier nicht zu relevanten Eingriffen für diese 
Arten kommen wird. Durch die intensiv genutzten Grünland- und Ackerflächen, die das Plange-
biet prägen sowie die direkte Ortsnähe besteht keine Verbindung oder Vernetzungsbeziehung zu 
den schutzwürdigen Feuchtwiesen im Nordosten von Wenigerath. Das unmittelbare Plangebiet 
wird aufgrund der Nutzungsintensität und Strukturarmut nicht als bemerkenswerter 
(Teil)Lebensraum für Fledermäuse bewertet. Lediglich die im Gemeindegebiet vorkommende 
Fledermausart „Graues Langohr“ nutzt auch weitgehend ausgeräumte Ackerflächen zur Jagd; 
diese sind im Gemeindegebiet aber in ausreichender Menge vorhanden. Die Ackerflächen der 
näheren Umgebung weisen einen hohen Maisanteil auf (drei Biogasanlagen im 1.500 m-
Radius), was zu einer weiteren Verminderung der Artenvielfalt führt. Insgesamt hat das Gebiet für 
das Schutzgut „Tiere und Pflanzen“ eine geringe – mittlere Schutzwürdigkeit. 

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 (3) 
• Wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Le-

bensstätten (sind) auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu 
erhalten. 

Aufgrund der Lage des Baugebietes, der hohen Störungsintensität und der aktuellen Nutzung 
sind im Bereich des Planungsgebietes aktuell keine Arten anzutreffen, die nicht auch nach Ver-
wirklichung des Baugebietes hier ihren Lebensraum hätten. Es ist im Gegenteil anzunehmen, 
dass es bei einer sinnvollen Durchgrünung des Baugebietes mittelfristig zu einer Erhöhung des 
Arteninventars kommen wird. Die das Plangebiet umgrenzenden wegbegleitenden Gehölze sol-
len erhalten bleiben. Um die Qualität der Fläche als Lebensraumes nicht zu verschlechtern, sind 

• bestehende wegbegleitende Gehölze zu erhalten 
• im Rahmen der Grundstücksbegrünung vor allem heimische und standortgerechte Laub-

gehölze sowie Obstbäume regionaltypischer Sorten zu pflanzen, 
• die Versickerungsbecken naturnah zu gestalten, Gehölze zu erhalten, soweit möglich 
• Dachbegrünungen prinzipiell zuzulassen, 
• Überbauung und Versiegelung auf das notwendige Maß zu beschränken, 
• eine naturnahe Einbindung des Ortes durch Pflanzung von standortgerechten und heimi-

schen Laubgehölzen zu gewährleisten 

 
28  Im Gemeindegebiet vorkommende Arten sind nach GESSNER (2003) und BFL (2016) Bechsteinfledermaus 

(Myotis bechsteini), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), Fransenfledermaus (Myotis natteri), Braunes 
und Graues Langohr (Plecotus austriacus/autitus), Großes Mausohr (Myotis myotis), Zwergfledermaus (Pi-
pistrellus pipistrellus), Großer und Kleiner Abendsegler (Nyctalus noctula/leisleri), Große und Kleine Bartfle-
dermaus (Myotis brandti/mystacinus), Zweifarbfledermaus (Verspertillo murinus), Mopsfledermaus (Barbas-
tella barbastellus), Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmäus), Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii), 
Wasserfledermaus (Myotis daubentonii). 
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FFH - Verträglichkeitsprüfung / EU – Vogelschutzgebiete 

Im Bereich der Gemeinde Morbach sind die folgenden FFH-Gebiete vom Land Rheinland – 
Pfalz Teil der aktuellen, abschließenden Meldung 2000 (LfUG / Ministerium für Umwelt und 
Forsten; Stand 3/2000) bzw. der Nachmeldung (MUF 2003):  
• 6109-301  Idarwald 
• 6208-301  Hochwald 
• 6108-301  Dhronhänge“  

Die aufgeführten, gemeldeten FFH-Gebiete sind - Luftlinie – 1,8 km (6109-301 bei Bi-
schofsdhron), 5,5 km (6108-301) sowie 7,5 km (6208-301) vom geplanten Baugebiet „Weni-
gerath – An der Rapperather Anwand“ entfernt.  

Für die FFH-Gebiete relevante, wertgebende Biotoptypen sind noch renaturierungsfähige, de-
gradierte Hochmoore, Torfmoor-Schlenken, Übergangs- und Schwingrasenmoore, Hainsimsen-
Buchenwald, Birken-Moorwald, Erlen-Eschenwälder und Auenwälder, daneben Fließgewässer, 
Silikatfelsen, Schlucht- und Hangmischwälder, Borstgrasrasen, Pfeifengraswiesen.  

An hervorzuhebenden Tierarten sind Wildkatze, Raufußkauz, Schwarzspecht und verschiedene 
Fledermausarten29 zu nennen, daneben der Skabiosen-Scheckenfalter.  

Vogelschutzgebiete sind im Gebiet der Gemeinde Morbach und in deren Umgebung nicht aus-
gewiesen. 

Das relativ nah am Plangebiet liegende FFH-Gebiet „6109-301 Idarwald“ weist vor allem die 
großen Waldflächen des Idarwaldes auf. Zu diesem FFH-Gebiet gehören aber auch feuchte 
oder magere Grünlandflächen zwischen Hundheim und Bischofsdhron. Die wertgebenden Bio-
toptypen auf diesen Flächen sind die Quellbereiche und Feuchtwiesen, extensiv genutztes Grün-
land sowie Borstgrasrasen. Der Skabiosen-Scheckenfalter als wertgebende Art ist ein typischer 
Feuchtwiesenbewohner, der in den genannten Bereichen vorkommt. 

Aufgrund der für die aufgeführten Arten geringen Lebensraumeignung der vorhandenen Bio-
toptypen im Planungsgebiet (Intensivgrünland und Ackerflächen in unmittelbarer Ortsnähe) und 
den relativ hohen Abständen zu EU-Vogelschutzgebieten (ca. 18 km außerhalb der Gemeinde-
grenzen) ist festzustellen, dass durch die geplante Baumaßnahme keine relevanten Auswirkun-
gen auf die genannten Gebiete oder Arten zu erwarten sind30. Die Eignung der Flächen als 
Trittsteinbiotope kann aufgrund der geringen Größe, der Ausprägung sowie der Lage im Gebiet 
ausgeschlossen werden. Vernetzungsbeziehungen zu den Waldgebieten im „Idarwald“ oder den 
Feuchtwiesen zwischen Bischofsdhron und Hundheim sowie zu den Feuchtwiesen nördlich von 
Wenigerath31 sind aufgrund der Biotopstruktur und den vorhandenen Barrieren durch die 
Wohnbebauung, die B 327 und die Orte Morbach, Bischofsdhron und Wenigerath sowie die 
intensive landwirtschaftliche Nutzung im Plangebiet nicht gegeben. 

 

 
29  Bechsteinfledermaus, Großes Mausohr 
30  Jagdhabitate der im FFH-Gebiet vorkommenden Fledermausarten sind vor allem die Waldrandbereiche 

des Idarwaldes sowie das Tal des Wenigerather Baches (Gassbach) und der Dhron. 
31 letztere liegen nicht in einem FFH-Gebiet 
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Tab.2: Übersicht über die streng geschützten Arten in Rheinland-Pfalz (LSV 2005) auf TK 6108; Beurteilung der Eingriffserheblichkeit durch 
die Planung 

Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Prächtiger Dünnfarn 

(Prächtiger Hautfarn) 

Trichomanes specio-
sum 

sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art ist sehr auf ihren Lebensraum 
spezialisiert (stenök) und lebt ausschließlich in lichtarmen, windgeschützten feuchten 
Felsspalten, z.B. im Dhrontal. 

--- 

Kammmolch 

Triturus cristatus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen, vor allem dem Fehlen von Oberflächengewäs-
sern in der Umgebung kein geeigneter Lebensraum für die Art im Plangebiet vorhan-
den. In der Höhenlage des Plangebietes bei ca. 500 m.ü.N.N. sind nach GNOR (1996) 
keine Vorkommen der Art in Rheinland-Pfalz bekannt. 

--- 

Bechsteinfledermaus 

Myotis bechsteini 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Fast reine Waldart, die auch dann nur selten im Offenland zu finden ist, wenn ein Min-
destmaß an Gehölzflächen vorhanden ist (z.B. großflächige Streuobstwiese). Aufgrund 
der vorhandenen Biotoptypen, der Strukturarmut und der Nutzungsintensität kein ge-
eigneter Lebensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. 

--- 

Braunes Langohr 

Plecotus auritus 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Potenzielles Jagdhabitat 
von untergeordneter Be-
deutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität hat das Plangebiet als 
Jagdhabitat (die Art nutzt geschlossene Waldgebiete, Gärten, Parks, Streuobstwiesen 
etc.) eine untergeordnete Bedeutung. 

gering 

Große Bartfledermaus 

Myotis brandti 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität hat das Plangebiet als 
Jagdhabitat allenfalls eine untergeordnete Bedeutung. Die Art ist relativ stark an Wald 
und Gewässer gebunden und kommt vielfach in unmittelbarer Nähe stehender Gewäs-
ser vor (GÖRNER & HACKETHAL 1988). 

--- 

Großes Mausohr 

Myotis myotis 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Jagdhabitat von unterge-
ordneter Bedeutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität hat das Plangebiet als 
Jagdhabitat (die Art bevorzugt Waldränder, Gärten, Streuobstwiesen, Wiesen, Parks) 
eine untergeordnete Bedeutung. 

gering 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Kleine Bartfledermaus 
Myotis mystacinus 

sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109 

Jagdhabitat von unterge-
ordneter Bedeutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität hat das Plangebiet als 
Jagdhabitat eine untergeordnete Bedeutung für die Art. 

gering 

Mückenfledermaus 

Pipistrellus pygmaeus 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6208 

Potenzielles Jagdhabitat 
von untergeordneter Be-
deutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität sowie der Strukturarmut 
hat das Plangebiet als Jagdhabitat allenfalls eine untergeordnete Bedeutung. Die Art 
jagt bevorzugt in Tallagen an Gewässern mit Gehölzbewuchs (LSV 2005). 

gering 

Teichfledermaus 

Myotis dasycneme 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität und dem Fehlen von 
Oberflächengewässern in der Umgebung kein geeigneter Lebensraum für die Art im 
Plangebiet vorhanden. Die Art lebt vor allem im Nahbereich größerer Stillgewässer 
(GÖRNER & HACKETHAL 1988). 

--- 

Wasserfledermaus 

Myotis daubentoni 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität und dem Fehlen von 
Oberflächengewässern in der Umgebung sowie der Strukturarmut kein geeigneter 
Lebensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art ist vor allem im Nahbereich 
größerer Stillgewässer und langsam fließender Gewässer zu finden (GÖRNER & HA-
CKETHAL 1988). 

--- 

Zwergfledermaus 

Pipistrellus pipistrellus 

sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Jagdhabitat von unterge-
ordneter Bedeutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität des Raumes hat das 
Plangebiet als Jagdhabitat für die Art eine untergeordnete Bedeutung. 

gering 

Flussperlmuschel 

Margaritifera margariti-
fera 

potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen kein geeigneter Lebensraum für die Art im 
Plangebiet vorhanden. Die Art lebt in rasch fließenden, sauerstoffreichen, kühlen Bä-
chen ab der Forellenregion mit hoher Wasserqualität. Als Wirtsfisch für die Muschellar-
ven ist das Vorkommen der Bachforelle erforderlich (LSV 2005; MLNU 1996). 

--- 

Kleine Flussmuschel 

(Bachmuschel) 

Unio crassus 

potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen kein geeigneter Lebensraum für die Art im 
Plangebiet vorhanden. Die Art lebt in rasch fließenden, sauerstoffreichen, kühlen Bä-
chen mit hoher Wasserqualität und sandigem oder kiesigem Substrat (LSV 2005). Als 
Wirtsfisch für die Muschellarven sind Döbel, Elritze und Groppe erforderlich (LSV 2005; 
MLNU 1996), daneben werden (nachrangig) Rotfeder, Dreistachliger Stichling und 
Kaulbarsch genannt. 

--- 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Mauereidechse 

Podarcis muralis 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art ist nach GNOR (1996) auf klima-
tisch begünstigte südexponierte Bereiche angewiesen mit ausreichendem Angebot an 
Spalten, Fugen und Löchern in Boden und Gestein, Fels- und Mauerwänden sowie 
einen hohen Anteil an Gebüschflächen. 

--- 

Schlingnatter 

Coronella austriaca 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art benötigt kleinstrukturierte, be-
sonnte Flächen mit vielen Versteckplätzen, Lesesteinhaufen, reichlich Bodenvegetation 
mit Gebüschen, Trockenmauern etc. In Höhenlagen bevorzugt sie besonders Südhän-
ge (GNOR 1996). 

--- 

Haselmaus 

Muscardinus avellanari-
us 

potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität sowie der Strukturarmut 
des Raumes kein geeigneter Lebensraum für die Art im unmittelbaren Plangebiet vor-
handen. Die Schläferart bewohnt nach GÖRNER & HACKETHAL (1988) unterholzrei-
che Laubwälder, Hecken, strukturreiche Waldsäume etc. Nach LSV (2005) fehlt sie in 
ausgeräumten, waldarmen Ackerlandschaften. Es ist nicht auszuschließen, dass die 
Gehölze / Hecken in der Umgebung besiedelt sind. Diese werden aber nicht beein-
trächtigt. 

--- 

Wildkatze 

Felis silvestris 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Scheue und störungsempfindliche 
Waldart, die ungestörte ausgedehnte Wälder mit Lichtungen und Windwurfflächen 
bewohnt. Bei der Reviersuche nutzten junge Kuder oft südexponierte Hänge, Waldrän-
der und Bachufer auf ihren Wanderungen. Waldbestände mit hohem Störungsdruck, 
z.B. durch Spaziergänger, werden gemieden. 

--- 

Baumfalke 

Falco subbuteo 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt vor allem Laub- und 
Nadelwälder und Parklandschaften und jagt u.a. auf strukturreichem Offenland. Nach 
HÖLZINGER (1987) ist die Art insbesondere auf größere Altholzinseln angewiesen. 
Jagdreviere der Art können bis 30 km² groß sein. (BRUUN et al. 1986; FLADE 1994).  

--- 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Eisvogel 

Alcedo attis 

potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen sowie dem Fehlen von kleinfischreichen Ge-
wässern mit Ansitzwarten kein geeigneter Lebensraum für die Art im Plangebiet vor-
handen. 

--- 

Grauspecht 

Picus canus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt lichte Wäldern, Parks, 
Obstbaumgelände mit Altholzbeständen. 

--- 

Grünspecht 

Picus viridis 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt lichte Wälder (Randzo-
nen), Parks, Obstbaumgelände, Feldgehölze. 

--- 

Habicht 

Accipiter gentilis 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bevorzugt ausgedehnte Wälder, 
jagt aber auch in strukturreichem Halboffenland. Es werden Reviergrößen von 10 – 
50 km² angegeben (FLADE 1994). 

--- 

Kiebitz 

Vanellus vanellus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Die Art besiedelt flache, weithin offene strukturarme Flächen mit fehlender, lückiger 
oder sehr kurzer Vegetation zu Beginn der Brutzeit. Selten werden Ackerflächen zur 
Brut genutzt. Frische bis feuchte Bodenverhältnisse werden bevorzugt. Scheue Art mit 
hoher Fluchtdistanz zu Menschen. Aufgrund der direkten Ortsnähe mit hohem Stö-
rungsdruck sowie der Kulissenwirkung angrenzender Hecken kann ein Vorkommen der 
Art im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

--- 

Mäusebussard 

Buteo buteo 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Jagdhabitat Das Plangebiet wird als Jagdhabitat genutzt. Jagdhabitate im Offenland sind im Nahbe-
reich in ausreichender Größe und Qualität vorhanden. (Wiesen, Weiden, Ackerflächen, 
Streuobstwiesen.) 

gering 

Mittelspecht 

Dendrocopos medius 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die wärmeliebende Art lebt in lichten 
Laubwäldern mit alten Eichen, Parks, Obstbaumgelände. 

--- 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Raubwürger 

Lanius excubitor 

sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt übersichtliches Gelän-
de mit extensiven, halboffenen Strukturen und Warten, Streuobstwiesen, Wacholder-
heiden, Moorrandzonen. Daneben werden niedrigwüchsige, lückige Pflanzendecken 
benötigt (Sichtjäger). Der Raubwürger benötigt Mindestreviergrößen von 25 ha (Brutpe-
riode) bis über 50 ha (Winter). (HÖLZINGER 1987; FLADE 1994) 

--- 

Raufußkauz 

Aegolius funereus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen kein geeigneter Lebensraum für die Art im 
Plangebiet vorhanden. Die Art brauch ausgedehnte Wälder, auch relativ strukturarme 
Buchen- und Nadelwälder, mit viel Altholz im Bestand (FLADE 1994). 

--- 

Rotmilan 

Milvus milvus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109,  

Jagdhabitat Aufgrund der Reviergrößen der Art (> 4 km² nach FLADE 1994) kann eine relevante 
Beeinträchtigung durch das geplante Baugebiet ausgeschlossen werden, zumal das 
Plangebiet nur als Jagdhabitat genutzt wird. Die Art bevorzugt als Brutplatz Laub- und 
Laubmischwälder, Wälder mit überwiegendem Nadelholzanteil werden kaum besiedelt 
(HÖLZINGER 1987). 

gering 

Schleiereule 

Tyto alba 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109 

Potenzielles Jagdhabitat 
von untergeordneter Be-
deutung 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität ist das Plangebiet als 
potentielles Jagdhabitat von untergeordneter Bedeutung. Die Art brütet vornehmlich in 
Gebäuden (Ruinen, Scheunen, Kirchtürme) und nutzt landwirtschaftliche Kulturen zur 
Jagd, die eine hohe Kleinsäugerdichte gewährleisten (HÖLZINGER 1987). 

gering 

Schwarzspecht 

Dryocopus martius 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen kein geeigneter Lebensraum für die Art im 
Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt ausgedehnte Waldungen mit hohem Altholzbe-
stand. 

--- 

Schwarzstorch 

Ciconia nigra 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Scheue und extrem störungsempfindli-
che Waldart, die ungestörte ausgedehnte Wälder mit Oberflächengewässern benötigt. 

--- 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Sperber 

Accipiter nisus 

sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der Reviergrößen der Art (7 – 14 km² nach FLADE 1994) und der Tatsache, 
dass die Art Wälder (vor allem reine Nadelwälder; vgl. BRUUN et al. 1986, HÖLZIN-
GER 1987), Waldrandbereiche sowie strukturreiche Halboffenlandbereiche als Jagdha-
bitat nutzt, kann eine relevante Beeinträchtigung durch das geplante Baugebiet ausge-
schlossen werden. 

--- 

Teichhuhn 

Gallinula chloropus 

potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und dem Fehlen von Oberflächengewässern 
kein geeigneter Lebensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Lebensraum der Art 
sind Binnengewässer (auch kleinflächig) mit dichter Ufervegetation und Schilfflächen. 

--- 

Turmfalke 

Falco tinnunculus 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Jagdhabitat Aufgrund der ausgedehnten Reviergrößen der Art (nach Angabe von FLADE 1994 etwa 
10 km²) kann eine relevante Beeinträchtigung durch das geplante Baugebiet ausge-
schlossen werden, zumal das Plangebiet nur als Jagdhabitat genutzt wird. 

gering 

Turteltaube 

Streptopelia turtur 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt Auwälder, strukturrei-
ches Offenland mit Feldgehölzen und Hecken, Parks, große Gärten und aufgelockerte 
Wälder (BRUUN et al. 1986). 

--- 

Uhu 

Bubo bubo 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt felsiges Gelände mit 
Schluchten und aufgelockerte Wälder. Für die Art wird ein Aktionsradius von 12 – 
20 km² angegeben (FLADE 1994). 

--- 

Waldkauz 

Strix aluco 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt felsiges Gelände, 
Parks, große Gärten und aufgelockerte Wälder. 

--- 

Waldohreule 

Asio otus 
potenzielles Vorkommen auf 
TK 6108, 6109, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art (lichte Wälder, Parks, Feldgehölze) im Plangebiet vorhanden. 

--- 

Waldwasserläufer 

Tringa ochropus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen kein geeigneter Lebensraum für die Art 
(Sumpfwälder, Binnengewässer) im Plangebiet vorhanden. 

--- 
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Art Vorkommen im Bereich TK 
6108, (LSV2005) 

Vorkommen im Plange-
biet 

Bemerkung Relevanz 

 

Wanderfalke 

Falco peregrinus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt felsiges Gelände mit 
Schluchten sowie lichte Wälder mit Lichtungen. Aktionsräume bis über 100 km² werden 
für den Wanderfalken angegeben (FLADE 1994). 

--- 

Wespenbussard 

Pernis apivorus 
sicherer Nachweis auf TK 
6108, 6208 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Die Art bewohnt abwechslungsreich strukturierte Landschaften mit Altholzbeständen 
und nahrungsreichen (insektenreichen) Freiflächen Für den Wespenbussard werden 
Aktionsräume von 10 - 40 km² angegeben.  

--- 

Zippammer 

Emberiza cia 
sicherer Nachweis auf TK 
6108 

Vorkommen kann ausge-
schlossen werden 

Aufgrund der vorhandenen Biotoptypen und Nutzungsintensität kein geeigneter Le-
bensraum für die Art im Plangebiet vorhanden. Die Art bewohnt wärmebegünstigte 
felsige und steinige Hänge mit Büschen und Bäumen, Weinberge, Geröllhalden etc. 
(BRUUN et al. 1986; LSV 2005) 

--- 
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Es ist festzustellen, dass im Untersuchungsgebiet keine Brut- bzw. Reproduktionshabitate 
streng geschützter Arten zu erwarten sind. Für einige Arten (z.B. Turmfalke, Rotmilan, 
Zwergfledermaus, Graues Langohr) sind evtl. untergeordnete Jagdhabitate durch den Be-
bauungsplan betroffen. Im nahen und weiten Umfeld des Plangebietes sind aber ver-
gleichbare oder hochwertigere Habitate in ausreichender Form vorhanden, zudem mit 
geringerem Störungsdruck als im ortsangrenzenden Plangebiet, so dass es durch die Pla-
nung nicht zu einer relevanten Beeinträchtigung dieser Arten kommen wird. 

Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild im Bereich des Bebauungsplangebietes ist geprägt durch den Ort 
Wenigerath und die intensive landwirtschaftliche Nutzung mit geringer bis mittlerer Vielfalt 
und Naturnähe. Naturnahe Strukturelemente sind durch die Gehölze an den Wirtschafts-
wegen (Hecken, Obstbäume) randlich des Plangebiets vertreten. Bei den neueren Haus-
gärten in der Ortslage nördlich des Plangebietes dominieren oft Zierpflanzen und Nadel-
bäume, aber auch Obstbäume sind vorhanden. Die Ortslage ist ortstypisch bebaut. Die 
Fläche des geplanten Baugebietes ist von Süden und Osten weithin einsehbar. Charakte-
ristische oder landschaftsprägende Elemente mit einer besonderen landschaftlichen Eigen-
art sind im Nahbereich nicht vorhanden, lediglich eine wegbegleitende Hecke und einige 
wegbegleitende Obstbäume sind hier zu nennen. 

Das Gebiet des Bebauungsplanes liegt nach Aussage der Landschaftsplanung (FISCHER & 
WREDE 1999) in der Landschaftsbildeinheit 2.6 „Hundheimer Hochfläche“ mit insgesamt 
geringer – mittlerer Schutzwürdigkeit. Die gleiche Bewertung gilt auch für die Erholungs-
eignung der Landschaftsbildeinheit. 

Vor allem für den Bereich des Planungsgebietes wird in Karte 7 der Landschaftsplanung 
(Schutzgut Landschaft) eine geringe Schutzwürdigkeit dargestellt sowie eine geringe Eig-
nung für die Erholung. Das Plangebiet ist geprägt durch die relativ eintönige landwirt-
schaftliche Intensivnutzung. Zudem besteht im Umfeld des Plangebietes eine Vorbelastung 
durch die B 269 und die B 327 (Lärmimmissionen), die das Gebiet auch als potenzielles 
Erholungsgebiet abwerten. Der landwirtschaftliche Betrieb mit Geruchsemissionen sowie 
die optisch unschönen Silageflächen östlich des Plangebietes sind für das Landschaftsbild 
und die Erholungsnutzung als Vorbelastung zu werten. 

Das Landschaftsbild weist insgesamt eine geringe Schutzwürdigkeit auf. 

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes § 1 (4) 
• Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho-

lungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere Naturlandschaften und 
historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Boden-
denkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu 
bewahren. 

Bei Verwirklichung des Baugebietes sind folgende Ziele gegeben: 
• Die Bebauung des Gebietes ist „ortstypisch“ durchzuführen, um die Eigenart des Rau-

mes nicht zu vermindern. 
• Die unbebauten Flächen sind gärtnerisch zu gestalten und mit standortgerechten und 

heimischen Gehölzen zu durchgrünen. 
• Der Ortsrand ist landschaftsgerecht in die Landschaft einzubinden mit standortgerech-

ten und heimischen Laubgehölzen. 
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Mensch, Kultur und Sachgüter 

Aufgrund der Lage des Baugebietes und der aktuellen Nutzung ist das Landschaftsbild im 
Nahbereich des Planungsgebietes relativ ausgeräumt und für Erholungssuchende unattrak-
tiv, damit für die überörtliche Erholungsnutzung nur gering geeignet (s.o.). Die unmittelba-
re Ortsnähe, die vorhandenen Wirtschaftswege und die wegbegleitenden Gehölzpflanzun-
gen bieten aber ausreichende Qualität für eine Nutzung als Feierabenderholungsraum am 
Rande des Plangebiets. Die Qualität für die Feierabenderholung wird durch die Planung 
nicht beeinträchtigt und bleibt aufgrund des Fortbestehens der Wirtschaftswege und deren 
begleitenden Gehölzpflanzungen bestehen. 

Naturdenkmäler, Bodendenkmäler oder archäologische Fundstellen sind im Planungsge-
biet nicht bekannt. Auch Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch bedeutsame Nutzungsfor-
men sind im Planungsgebiet nicht vorhanden. 

Als Sachgut gilt im Plangebiet die landwirtschaftliche Nutzung. Da die Fläche hofnah ist 
und relativ eben, ist eine gute Nutzbarkeit gegeben. Die durchschnittliche Ertragsmesszahl 
der Gemarkung liegt bei 38, die landwirtschaftliche Nutzbarkeit ist daher mittel und liegt 
leicht über dem Durchschnitt des gesamten Gemeindegebietes (GFL 1998). Aufgrund der 
Wertigkeit der Fläche für die Landwirtschaft – dies vor allem aufgrund der Hofnähe - sollen 
nach § 14 BNatSchG erforderliche flächige Kompensationsmaßnahmen außerhalb des 
Plangebietes möglichst nicht auf landwirtschaftlichen Nutzflächen durchgeführt werden, um 
diese Nutzung nicht noch stärker zu beeinträchtigen. Obwohl die Eingriffe der Planung 
ausnahmslos Offenlandbiotope betreffen, erfolgt der flächenmäßige Schwerpunkt der lan-
despflegerischen Kompensation im Wald; dies entspricht § 15 (3) BNatSchG, nach dem 
landwirtschaftlich besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch 
genommen werden sollen. Aufgrund der unmittelbaren Hofnähe und den hier vorherr-
schenden Bodenzahlen, die über dem Durchschnittswert in der Gemeinde Morbach und 
dem Kreis Bernkastel-Wittlich liegen, ist dies vertretbar.  

Da der unmittelbar am Plangebiet ansässige Landwirt seine Flächen innerhalb des Plange-
bietes an die Gemeinde veräußert hat, ist hier letztendlich nicht mit einem relevanten Kon-
flikt zu rechnen 

Innerhalb der Ortslage befinden sich mehrere Landwirte. Einer davon liegt unmittelbar 
östlich des Plangebietes. Von diesen Betrieben können grundsätzlich Lärm- und Ge-
ruchsemissionen ausgehen. Es wurden Untersuchungen zur möglichen Geruchs- und 
Lärmbelastung durch landwirtschaftliche Betriebe durchgeführt. Hier zeigte sich, dass es im 
Osten des Plangebietes Überschreitungen der Geruchsimmissionen kommen kann32. Die 
schalltechnische Untersuchung33 zeigte, dass durch den landwirtschaftlichen Betrieb keine 
schädlichen Geräuscheiwirkungen im geplanten Wohngebiet zu erwarten sind.  

Westlich des Plangebietes verläuft die Bundesstraßen B 269 und östlich die Bundesstraße 
B 327. In der schalltechnischen Untersuchung34 wurden die Verkehrsgeräusche der Stra-
ßen betrachtet. Hinsichtlich des Verkehrslärms wurde festgestellt, dass die Orientierungs-

 
32  Vgl. Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH (isu): Morbach – Im-

missionstechnische Untersuchung zum B-Plan „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“, Bitburg, Mai 2009. 
33  Vgl. Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH (isu): Gemeinde Mor-

bach – Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“, Bit-
burg, Januar 2018. 

34  Vgl. (isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung ... 
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werte der DIN 18005 für Verkehrslärm eingehalten werden und es zu keinen Überschrei-
tungen im Plangebiet kommt.  

Als Ziele sind zu nennen  
• Die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter im be-

siedelten und unbesiedelten Bereich sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, 
soweit erforderlich, wieder herzustellen. 

• Die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur- und Land-
schaft sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wieder her-
zustellen. 

• Die Landschaft ist in ihrer Bedeutung für die Lebensqualität der Bevölkerung zu erhal-
ten und zu entwickeln 

• Mit Flächen ist sparsam und schonend umzugehen. Im besiedelten Bereich sollen na-
turnahe Flächen in ausreichendem Maße vorhanden sein, die als Spielraum und zur 
Naturerfahrung insbesondere für Kinder nutzbar sind. 

• Evtl. zu Tage kommende archäologische Funde sind umgehend dem zuständigen Lan-
desamt für Denkmalpflege zu melden. 

Wechselwirkungen  

Ökosystemare Wechselwirkungen sind alle funktionalen und strukturellen Beziehungen 
zwischen Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern (unterschiedliche Funktionen) sowie 
zwischen und innerhalb landschaftlicher Ökosysteme. 

Wird ein Schutzgut beeinträchtigt, werden damit oft auch die Schutzgüter beeinträchtigt, 
die mit dem ersten in Wechselwirkung stehen (z.B. Landschaftsbildveränderung / Einfluss 
auf die Erholungseignung). 

Besonders relevante Wechselwirkungen für die vorliegende Planung werden im Folgenden 
aufgeführt. 

• Schutzgut Boden: Standorteigenschaften, Regelungsfunktion und die natürliche Boden-
fruchtbarkeit sind neben den geologischen und klimatischen Verhältnissen vor allem 
abhängig von den Feuchteverhältnissen und den anthropogenen Veränderungen 
(Schadstoffe, Versauerung, Meliorationsmaßnahmen, Drainagen, Versiegelung etc.). 
Auch die Bodenfunktionen, z.B. als Grundwasserspeicher oder -filter, können durch 
o.g. anthropogene Veränderungen beeinträchtigt werden. Die Bodenverhältnisse sind 
als Pflanzenstandort wiederum ausschlaggebend für die Biotopentwicklung oder für die 
menschliche Nutzung. 

• Schutzgut Landschaftsbild: Die Wechselwirkungen des Schutzgutes Landschaftsbild sind 
weitgehend auf den Menschen bezogen. Einerseits ist in unserer Kulturlandschaft nahe-
zu jeder Biotoptyp geprägt durch die bzw. von der menschlichen Nutzung, zum ande-
ren ist das Landschaftsbild einer der wichtigsten Faktoren für die menschliche Erholung. 
Auch Vorbelastungen sind in der Regel auf menschliche Aktivitäten zurückzuführen. 
Landwirtschaftliche Nutzung prägt einerseits unsere Kulturlandschaft, kann aber bei zu 
hohem Intensivierungsgrad (z.B. große Monokulturen) negativen Einfluss auf das Land-
schaftsbild haben. 
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7.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung und über den Entwicklungszustand bei Durchführung 
der Planung 

Die Entwicklungsprognose für das Untersuchungsgebiet ohne das geplante Vorhaben ent-
spricht mittelfristig dem Biotoptypenbestand, also der Fortführung der landwirtschaftlichen 
Intensivnutzung. Dies ist vor allem aufgrund des mäßig bewegten Reliefs und der unmittel-
baren Ortsnähe (mit landwirtschaftlichen Betrieben) zu erwarten. Allerdings ist aus den 
gleichen oben genannten Gründen (geringe Reliefenergie, unmittelbare Ortsnähe) eine 
zukünftige Bebauung, wie in der vorliegenden Planung vorgesehen, absehbar. 

Planungsabsichten Dritter, die direkt oder indirekt das geplante Baugebiet berühren, sind 
nicht bekannt. Im Flächennutzungsplan der verbandsfreien Gemeinde Morbach ist der 
Bereich „An der Rapperather Anwand“ als Wohngebiet ausgewiesen. 

Unter Berücksichtigung der Vorbelastung durch vorhandene Verkehrswege verbleibt eine 
zulässige Neuversiegelung von bis zu 10.139 m². Die nicht überbauten Grundstücksteile 
der privaten Baugrundstücke sind, soweit sie nicht als Zufahrt oder Stellplatzflächen befes-
tigt werden, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft instand zu halten. 

Von der vorgesehenen Bebauung und der absehbaren Nutzung ausgehende Wirkungen 

Baubedingt: 
• Beseitigung oder Beschädigung von Vegetationsbeständen 
• Abschieben und Zerstören von belebtem Oberboden 
• Bodenverdichtung 
• Abschwemmen / Versickern von Stoffen (Schwebstoffe, Schadstoffe) 
• Lärm und Erschütterungen durch Baubetrieb (Baumaschinen und -fahrzeuge) 
• Anlage von Baubetriebswegen 
Anlagebedingt: 
• Flächenentzug / Funktionsverlust (Verlust von Lebens- und Nahrungsraum für Pflanzen 

und Tiere, nachhaltiger Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche) 
• Flächenversiegelung 

- durch Gebäude 

- durch befestigte Straßen 

- durch Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung 
• Sichtbarkeit von neuen Gebäuden und den Zufahrtstraßen 
• Erhöhter Oberflächenabfluss von Niederschlagswasser und verringerte Grundwasser-

neubildung auf versiegelten Flächen  
• Kleinklimaänderung / verminderter Kaltluftabfluss 
Betriebsbedingt: 
• Erhöhte Emissionen durch Gebäudeheizanlagen und Verkehr 
• Erhöhter Eintrag von belastetem Wasser in Kanalisation und Kläranlage 
• Erhöhte Lärmemissionen (Anliegerverkehr, Freizeitnutzung) 

Auswirkungen auf Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt unter 
Berücksichtigung der nachhaltigen Verfügbarkeit 

Auswirkungen auf Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt unter 
Berücksichtigung der nachhaltigen Verfügbarkeit wurden bereits in Kapitel 2 dargestellt 
sowie in den folgenden Kapiteln ausführlich behandelt. Zu nennen ist hier vor allem der 
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vollständige Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung auf ca. 1 ha, damit einher-
gehend auf dieser Fläche ein Lebensraumverlust für Pflanzen und Tiere sowie eine Verrin-
gerung der Grundwasserneubildungseignung. Weiterhin ist der Verlust intensiv genutzter 
Landwirtschaftsflächen gegeben. 

Art und Menge an Emissionen und Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie Verursachung von Belästigungen 

Durch die Erschließung (Straßenbau, Versorgungsleitungen) sowie durch den Neubau von 
Wohnhäusern wird es baubedingt zu Lärmemissionen und Erschütterung kommen. Diese 
sind bei der relativ geringen Größe des Baugebietes zeitlich eng begrenzt. 

Durch die Art der Ausweisung als Wohngebiet sind im Plangebiet neben Hausheizanlagen 
und Anliegerverkehr keine Emissionen von Schadstoffen zu erwarten. Neben der für 
Wohngebiete üblichen Geräuschbelastung (Anliegerverkehr, Rasenmäher, Kinderspiel etc.) 
oder Licht (Straßenbeleuchtung) sind keine weiteren Belästigungen anzunehmen. Die lan-
desüblichen Vorgaben nach § 32 BImSchG sind einzuhalten. 

Innerhalb der Ortslage befinden sich mehrere Landwirte. Einer davon liegt unmittelbar 
östlich des Plangebietes. Von diesen Betrieben können grundsätzlich Lärm- und Ge-
ruchsemissionen ausgehen. Es wurden Untersuchungen zur möglichen Geruchs- und 
Lärmbelastung durch landwirtschaftliche Betriebe durchgeführt. Hier zeigte sich, dass es im 
Osten des Plangebietes Überschreitungen der Geruchsimmissionen kommen kann35. Die 
schalltechnische Untersuchung36 zeigte, dass durch den landwirtschaftlichen Betrieb keine 
schädlichen Geräuscheiwirkungen im geplanten Wohngebiet zu erwarten sind.  

Westlich des Plangebietes verläuft die Bundesstraßen B 269 und östlich die Bundesstraße 
B 327. In der schalltechnischen Untersuchung37 wurden die Verkehrsgeräusche der Stra-
ßen betrachtet. Hinsichtlich des Verkehrslärms wurde festgestellt, dass die Orientierungs-
werte der DIN 18005 für Verkehrslärm eingehalten werden und es zu keinen Überschrei-
tungen im Plangebiet kommt.  

Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 

Zu erwarten sind die üblichen Mengen von Haushaltsabfällen (etwa 17 Wohngrundstücke), 
die entsprechend der aktuellen Gesetzeslage getrennt gesammelt und über den „Zweck-
verband Abfallwirtschaft Region Trier (A.R.T.)“ ordnungsgemäß entsorgt bzw. recycelt wer-
den. 

Das Plangebiet wird an die Kanalisation angeschlossen und das Abwasser der Kläranlage 
Morbach zugeführt. Oberflächenwasser wird im Plangebiet (Teilgebiet 2) in geeigneten 
Einrichtungen zurückgehalten und zur Versickerung gebracht. 

Risiken für Gesundheit, kulturelles Erbe, Umwelt (Unfälle, Katastrophen) 

Aufgrund der Lage des geplanten Baugebietes außerhalb eines Überschwemmungsgebie-
tes sowie in weiter Entfernung und weit oberhalb eines Bachlaufs sind keine Risiken für 
Gesundheit, kulturelles Erbe und Umwelt durch Unfälle oder Katastrophen zu erwarten – 
z.B. durch auslaufendes Heizöl bei Überschwemmungen. Auch durch die Art der Bebau-

 
35  Vgl. …(isu): Morbach – Immissionstechnische Untersuchung … 
36  Vgl. (isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung ... 
37  Vgl. (isu): Gemeinde Morbach – Schalltechnische Untersuchung ... 
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ung als Wohngebiet (keine Lagerung großer Mengen gefährlicher oder giftiger Stoffe) ist 
hier keine Gefährdung zu erwarten. 

Kumulierung mit Auswirkungen anderer Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Durch die Nähe zur „Energielandschaft Morbach“ kann es aufgrund des geplanten 
Repowering der derzeit bestehenden Windkraftanlagen und dem Neubau deutlich höherer 
Anlagen (alt: Nabenhöhe 100 m; neu: Nabenhöhe 159 m) zeitweise zu Schattenwurf 
kommen. Hier werden die zulässigen Grenzwerte eingehalten, andererseits wird eine au-
tomatische Abschaltung der betreffenden Windkraftanlagen durchgeführt. Die zulässigen 
Lärmwerte werden eingehalten. Dies wurde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
(nach BImSchG) geprüft. Die Anlagen befinden sich in über 1.100 m Entfernung zum 
Plangebiet.  

Auswirkungen anderer Vorhaben sind aktuell nicht zu erwarten. 

Auswirkungen auf das Klima, Anfälligkeit gegenüber Folgen des Klimawandels 

Durch die Art der Bebauung als Wohngebiet sind hier keine Gefährdungen bzw. Auswir-
kungen auf das Klima zu erwarten, da keine relevanten Klimagas-Emittenten angesiedelt 
werden. Durch Hausheizanlagen, Fahrzeugverkehr, Benzinrasenmäher etc. werden geringe 
Mengen an Klimagasen freigesetzt, die aber bei der geringen Größe des Baugebietes als 
nicht relevant eingestuft werden. Die neuen Gebäude müssen sich nach der zum Zeitpunkt 
des Baus aktuellen Energieeinsparverordnung (EnEV) richten. Aufgrund des hohen Stan-
dards in Deutschland sind hier nur wenige Emissionen zu erwarten. Insgesamt weisen frei 
stehende Einfamilienhäuser einen schlechteren Emissionswert auf als Mehrfamilienhäuser 
oder eine verdichtete Bebauung, z.B. durch Reihenhäuser. Durch den größeren Grün- und 
Gehölzanteil in den Gärten, der sich gegenüber der bisherigen Ackernutzung positiv aus-
wirkt, wird dies aber zum Teil kompensiert. 

Aufgrund der Lage des geplanten Baugebietes außerhalb eines Überschwemmungsgebie-
tes sowie in weiter Entfernung und weit oberhalb eines Bachlaufs sind keine Risiken gegen-
über den Folgen des Klimawandels – etwa durch Hochwasser bei Starkregenereignissen – 
zu erwarten. Aufgrund des geringen Hangreliefs und der Lage des Plangebietes ist nicht 
mit Erd- oder Hangrutschungen bei Starkregenereignissen zu rechnen, zumal die nicht 
bebaubaren Flächen gärtnerisch angelegt werden sollen. Das anfallende Oberflächenwas-
ser wird in geeigneten Einrichtungen zurückgehalten und zur Versickerung gebracht. In den 
letzten Jahren wurde für die verbandsfreie Gemeinde Morbach ein Hochwasserkonzept 
erarbeitet; daraus folgend wurden an der Dhron und ihren Zuflüssen mehrere Rückhalte-
polder gebaut, die für ein 100-jähriges Hochwasserereignis konzipiert wurden. 

Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Durch die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet werden absehbar keine gefährlichen 
oder umweltbelastenden Techniken oder Stoffe eingesetzt, die über das Maß der normalen 
Wohnnutzung hinausgehen. 

Abweichung von landespflegerischen Zielvorstellungen und sonstigen Fachplanungen  

Die im LEP IV und im Regionalen Raumordnungsplan grobmaßstäblich dargestellten Ziele 
sind im unmittelbaren Bereich des Untersuchungsgebietes kaum konkret anzuwenden. 
Hierzu zählen die allgemeinen Ziele „Sicherung von Boden“ bzw. „Sicherung der Wasser-
qualität“. Auf die Eignung als landwirtschaftliche Nutzfläche wurde in Kapitel 2.1.1 bereits 
eingegangen. 
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In der das Plangebiet betreffenden Zielekarte (Karte 7: Ziele) der „Planung vernetzter Bio-
topsysteme; Landkreis Bernkastel-Wittlich“ (LfUG 1995) ist lediglich eine biotoptypenver-
trägliche (landwirtschaftliche) Nutzung vorgesehen.  

Die bei der Realisierung der Baumaßnahme entstehenden Eingriffe und Abweichungen von 
grundsätzlichen Zielvorstellungen betreffen vor allem die Schutzgüter Boden, Grundwasser 
sowie nachgeordnet landschaftsästhetische Aspekte. 

Beeinträchtigungen, die durch landespflegerische Maßnahmen zu kompensieren sind, sind 
vor allem 

• der vollständige Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung auf ca. 1 ha,  
 damit einhergehend auf dieser Fläche ein Lebensraumverlust für Pflanzen und Tiere  
 sowie eine Verringerung der Grundwasserneubildungseignung. 

• Verlust intensiv genutzter Wiesen mittlerer Standorte sowie von Ackerflächen. 

7.2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen 

Einordnung der Maßnahmen – Landespflege 

Für die nachfolgend dargestellten als erheblich oder nachhaltig einzuschätzenden Eingriffe 
sind zur Berücksichtigung der Belange von Naturschutz und Landespflege geeignete Maß-
nahmen durchzuführen. Beeinträchtigungen der Schutzgüter und des Landschaftsbildes 
sind zu vermeiden bzw. auf das unumgängliche Maß zu vermindern, verbleibende Beein-
trächtigungen sind auszugleichen. 

Durch die in der folgenden Tabelle 3 aufgezeigten Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen wie  
• Optimierung der Regenwasserversickerung 
• naturnahe Durchgrünung des Baugebietes 
• schonender Umgang mit dem Boden während der Bautätigkeit 
• weitgehender Erhalt der wegbegleitenden Gehölzpflanzungen randlich des Plangebie-

tes 

können einzelne Auswirkungen in ihrer Intensität und Reichweite vermindert werden. 

Eine typische Ortsrandgestaltung mit bandartigen Gehölzpflanzungen im bzw. angrenzend 
an das Baugebiet im südlichen und östlichen Bereich ist hier möglich. 

In der folgenden Tabelle sind die Eingriffe den landespflegerischen Maßnahmen, die zur 
Eingriffsvermeidung oder zum Ausgleich erforderlich werden, gegenübergestellt. Die inhalt-
lichen Ausführungen dienen der Begründung der zeichnerisch und textlich verankerten 
grünplanerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes. 

Die Konflikte werden gekennzeichnet mit 

B = Boden 

W = Wasser 

K = Klima 

T = Tiere und Pflanzen 

L = Landschaftsbild / Erholung 

Die Art der Maßnahmen wird gekennzeichnet mit 
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V = Vermeidung / Verminderung 

A = Ausgleich 

Zur Kompensation herangezogen werden die öffentliche Grünfläche im Plangebiet mit 
5.516 m² sowie private Grünflächen (nach B-Plan) mit 862 m² am südlichen Rand des 
Plangebietes. Diese Flächen dienen der naturnahen Einbindung des Baugebietes in die 
Landschaft mit heimischen und standortgerechten Laubgehölzen. 
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Tab.3: Konflikte und landespflegerische Maßnahmen 

Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

B 1 ha 
 

Verlust aller Bodenfunktio-
nen durch Versiegelung  
 

V1 Abschieben des Oberbodens zu Beginn aller Erdar-
beiten auf den betroffenen Flächen entsprechend 
DIN 18915 Blatt 2. 
Aufbringung des Oberbodens nach Bauende auf die 
nicht überbauten Flächen des Bebauungsplangebie-
tes (Privatgärten); alternativ Ausbringung auf Acker-
flächen nach Abstimmung mit dem DLR Mosel. 

- Vermeidung des Verlustes von beleb-
tem Oberboden (§ 1a Abs. 2 BauGB) 

 1,55 ha Beeinträchtigung von Bo-
denfunktionen aufgrund 
der Verdichtung durch den 
Einsatz von Baumaschinen 

V2 Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht 
überbauten privaten Grundstücksflächen. 
Pflanzung von mindestens 1 Strauch / 20 m² Grund-
stücksfläche sowie einem Obst- oder Laubbaum pro 
Grundstücksfläche, Verwendung mindestens 50 % 
heimischer Laubgehölze. 

5.123 m²  Nachhaltiger Erhalt aller Bodenfunkti-
onen auf den nicht überbauten Flä-
chen (§ 1a Abs. 2; § 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB) 

  und die Anlage einer zent-
ralen Versickerungsmulde 
(911 m²) 

V3 Wasserdurchlässige Befestigung von Stellplätzen und 
Wegen auf Privatgrundstücken, (Rasengittersteine, 
Schotterrasen, unverfugtes Pflaster etc.) 

nicht be-
kannt 

Teilweiser Erhalt der Bodenfunktionen 
(Filter- und Pufferfunktion) (§ 1a Abs. 2 
BauGB)  

   A1 Südliche Gebietsrandeingrünung auf privaten 
Grundstücksflächen auf einem Streifen von 5 m 
Breite. Dichte Bepflanzung unter Verwendung heimi-
scher Laubgehölze (Sträucher, Bäume 2. Ordnung) 

862 m² Durch die Gehölzpflanzungen auf 
zurzeit intensiv genutztem Grünland 
bzw. auf Ackerflächen verbessern sich 
die Lebensraum- und Regelungsfunkti-
onen des Bodens. Schadstoffeinträge 
auf der Fläche werden vermieden. 

   A2 Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen 
Flächen auf einem Streifen von 5 m Breite: Extensi-
ves Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehl-
beere (Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. 

555 m² Durch die Gehölzpflanzungen und 
extensive Pflege einer zurzeit intensiv 
genutzten Grünlandfläche verbessern 
sich die Lebensraum- und Regelungs-
funktionen des Bodens.  
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

B   A3 Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets: 
Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist 
ein 5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend Maß-
nahme A1 zu pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach 
Norden sind wegbegleitend 4 Hochstammobst-
bäume, alternativ Mehlbeere (Sorbus aria) zu pflan-
zen. Die bestehenden Obstbäume entlang des Wirt-
schaftsweges im Osten der Fläche bleiben erhalten. 
Die übrige Maßnahmenfläche ist als Extensivgrün-
land anzulegen und zu unterhalten. 

5.126 m² Durch die Extensivierung von zurzeit 
intensiv genutztem Grünland bzw. 
Ackerfläche verbessern sich die Le-
bensraum- und Regelungsfunktionen 
des Bodens. Schadstoffeinträge auf der 
Fläche werden vermieden. 

   A4 Anlage und landschaftsgerechte Gestaltung sowie 
extensive Pflege eines Regenrückhaltebeckens auf 
derzeit landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen. 
Erhalt der randlichen Gehölze, soweit möglich. 

1.380 m² 
 
davon RRB 
911 m² 

Erhalt der Bodenfunktionen (Filter- und 
Pufferfunktion) (§ 1a Abs. 2 BauGB) 

   A5 Wiederaufforstung einer Windwurffläche (ehemals 
Fichtenkultur auf bodenfeuchtem Standort) mit 
Schwarzerle und Stieleiche 

6.470 m² Umbau einer ehem. Fichtenmonokul-
tur zu standortgerechtem Laubwald auf 
feuchten Standorten, Verminderung 
von Bodenversauerung 

   A6 Waldumbau eines Fichtenforstes zu einem naturna-
hem Laubmischwald durch Buchenvoranbau in 
Klumpen 

10.620 m² Umbau einer Fichtenmonokultur zu 
standortgerechtem Laubmischwald, 
Verminderung von Bodenversauerung 

       

W 1 ha Die Versiegelung von Flä-
chen und die Ableitung des 
Oberflächenabflusses über 
die Kanalisation  

V3 Wasserdurchlässige Befestigung von Stellplätzen und 
Wegen auf Privatgrundstücken, (Rasengittersteine, 
Schotterrasen, unverfugtes Pflaster etc.) 

nicht be-
kannt 

Verringerung des Oberflächenabflus-
ses, teilweiser Erhalt der Grundwasser-
neubildung  

  verringert die Grundwas-
serneubildung und beein-
trächtigt das Abflussverhal-
ten. 

V2 Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht 
überbauten privaten Grundstücksflächen. 
Pflanzung von mindestens 1 Strauch / 20 m² Grund-
stücksfläche sowie einem Obst- oder Laubbaum pro 
Grundstücksfläche, Verwendung mindestens 50 % 
heimischer Laubgehölze. 

siehe Kon-
flikt B 

Vermeidung von Oberflächenabfluss, 
Erhalt der Grundwasserneubildung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

   A1 Südliche Gebietsrandeingrünung auf privaten 
Grundstücksflächen auf einem Streifen von 5 m 
Breite. Dichte Bepflanzung unter Verwendung heimi-
scher Laubgehölze 

siehe Kon-
flikt B 

Vermeidung von Oberflächenabfluss, 
Erhalt der Grundwasserneubildung (§ 
9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB), Verminde-
rung von Stoffeinträgen 
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

   A2 Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen 
Flächen auf einem Streifen von 5 m Breite: Extensi-
ves Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehl-
beere (Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. 

siehe Kon-
flikt B 

Vermeidung von Oberflächenabfluss, 
Erhalt der Grundwasserneubildung (§ 
9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

   A3 Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets: 
Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist 
ein 5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend Maß-
nahme A1 zu pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach 
Norden sind wegbegleitend 4 Hochstammobstbäu-
me bzw. Mehlbeere zu pflanzen. Die bestehenden 
Obstbäume entlang des Wirtschaftsweges im Osten 
der Fläche bleiben erhalten. Die übrige Maßnah-
menfläche ist als Extensivgrünland anzulegen und zu 
unterhalten. 

siehe Kon-
flikt B 

Vermeidung von Oberflächenabfluss, 
Erhalt der Grundwasserneubildung (§ 
9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB), Verminde-
rung von Stoffeinträgen 

   A4 Anlage und landschaftsgerechte Gestaltung einer 
zentralen Wasserrückhaltemulde, naturnahe Gestal-
tung und Gehölzpflanzung; Begrünung der Mulden. 

siehe Kon-
flikt B 

Erhalt der Bodenfunktionen (Filter- und 
Pufferfunktion für Grundwasser), Ver-
meidung von Oberflächenabfluss, 
Erhalt der Grundwasserneubildung  

   A5 Wiederaufforstung einer Windwurffläche (ehemals 
Fichtenkultur auf bodenfeuchtem Standort) mit 
Schwarzerle und Stieleiche 

siehe Kon-
flikt B 

Umbau einer ehem. Fichtenmonokul-
tur zu standortgerechtem Laubwald auf 
feuchten Standorten, Verminderung 
von Grundwasserversauerung 

   A6 Waldumbau eines Fichtenforstes zu einem naturna-
hem Laubmischwald durch Buchenvoranbau in 
Klumpen 

siehe Kon-
flikt B 
 

Umbau einer Fichtenmonokultur zu 
standortgerechtem Laubmischwald, 
Verminderung der Grundwasser-
versauerung 
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

K Nicht 
quantifi-
zierbar 

Beeinträchtigung des 
Mikroklimas (Erwärmung) 
durch versiegelte Flächen, 
erhöhte Emissionen aus 
Hausheizanlagen und 
Verkehr 

V2 Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht 
überbauten privaten Grundstücksflächen. 
Pflanzung von mindestens 1 Strauch / 20 m² Grund-
stücksfläche sowie einem Laubbaum pro Grund-
stücksfläche, Verwendung mindestens 50 % heimi-
scher Laubgehölze. 

siehe Kon-
flikt B 

Reduzierung der Wärme- und Immissi-
onsbelastungen, da Pflanzen, insbe-
sondere Gehölze, durch Verduns-
tungskühlung zur Temperaturminde-
rung beitragen und durch ihr Blattwerk 
Schadstoffe aufnehmen und so eine 
Luftfilterung bewirken. 

   V3 Wasserdurchlässige Befestigung von Stellplätzen und 
Wegen auf Privatgrundstücken, (Rasengittersteine, 
Schotterrasen, unverfugtes Pflaster etc.) 

siehe Kon-
flikt W 

Reduzierung der Wärmebelastung 
durch Verdunstungskühlung  

   A1 Südliche Gebietsrandeingrünung auf privaten 
Grundstücksflächen auf einem Streifen von 5 m 
Breite. Dichte Bepflanzung unter Verwendung heimi-
scher Laubgehölze (Sträucher, Bäume 2. Ordnung) 

siehe Kon-
flikt B 

Reduzierung der Wärme- und Immissi-
onsbelastungen, da Pflanzen durch 
Verdunstungskühlung zur Temperatur-
minderung beitragen und durch ihr 
Blattwerk Schadstoffe aufnehmen (Luft-
filterung). 

   A2 Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen 
Flächen auf einem Streifen von 5 m Breite: Extensi-
ves Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehl-
beere (Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. 

siehe Kon-
flikt B 

Reduzierung der Wärme- und Immissi-
onsbelastungen. 

   A3 Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets: 
Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist 
ein 5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend Maß-
nahme A1 zu pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach 
Norden sind wegbegleitend 4 Hochstammobstbäu-
me bzw. Mehlbeere zu pflanzen. Die bestehenden 

Obstbäume entlang des Wirtschaftsweges im Osten 
der Fläche bleiben erhalten. Die übrige Maßnah-
menfläche ist als Extensivgrünland anzulegen und zu 
unterhalten. 

siehe Kon-
flikt B 

Reduzierung der Wärme- und Immissi-
onsbelastungen, da Pflanzen durch 
Verdunstungskühlung zur Temperatur-
minderung beitragen und durch ihr 
Blattwerk Schadstoffe aufnehmen und 
so eine Luftfilterung bewirken. 
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

T  
1 ha  

Lebensraumverlust durch 
Überbauung und Versiege-
lung  
(Fläche mit geringer – 
mittlerer Schutzwürdigkeit) 

V2 Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht 
überbauten privaten Grundstücksflächen. 
Pflanzung von mindestens 1 Strauch / 20 m² Grund-
stücksfläche sowie einem Laubbaum pro Grund-
stücksfläche, Verwendung mindestens 50 % heimi-
scher Laubgehölze. 

siehe Kon-
flikt B 

Entwicklung von Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere. Sicherung eines ausrei-
chenden Nahrungsangebotes für Tiere. 
(§ 1a Abs. 2; § 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB) 

   A1 Südliche Gebietsrandeingrünung auf privaten 
Grundstücksflächen auf einem Streifen von 5 m 
Breite. Dichte Bepflanzung unter Verwendung heimi-
scher Laubgehölze (Sträucher, Bäume 2. Ordnung) 

siehe Kon-
flikt B 

Schaffung neuer Lebensräume bzw. 
Aufwertung von Lebensräumen 

   A2 Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen 
Flächen auf einem Streifen von 5 m Breite: Extensi-
ves Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehl-
beere (Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. 

siehe Kon-
flikt B 
 

Aufwertung von Lebensräumen. 
Durch die Extensivierung intensiv ge-
nutzten Grünlandfläche werden Stoffe-
inträge auf der Fläche vermieden. 

   A3 Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets: 
Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist 
ein 5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend Maß-
nahme A1 zu Pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach 
Norden sind wegbegleitend 4 Hochstammobstbäu-
me oder Mehlbeere zu pflanzen. Die bestehenden 
Obstbäume entlang des Wirtschaftsweges im Osten 
der Fläche bleiben erhalten. Die übrige Maßnah-
menfläche ist als Extensivgrünland anzulegen und zu 
unterhalten. 

siehe Kon-
flikt B 

Entwicklung von Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere. Sicherung eines ausrei-
chenden Nahrungsangebotes für Tie-
re. 

   A5 Wiederaufforstung einer Windwurffläche (ehemals 
Fichtenkultur auf bodenfeuchtem Standort) mit 
Schwarzerle und Stieleiche 

siehe Kon-
flikt B 

Entwicklung von Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere. Aufbau naturnaher 
Waldbestände und deren Lebensge-
meinschaften auf nassen und feuchten 
Standorten. 

   A6 Waldumbau eines Fichtenforstes zu einem naturna-
hem Laubmischwald durch Buchenvoranbau in 
Klumpen 

siehe Kon-
flikt B 

Entwicklung und Aufwertung von Le-
bensräumen für Pflanzen und Tiere, 
Erhöhung der Biotop-Vielfalt und 
Grenzliniendichte.  
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

L Nicht quan-
tifizier-bar 

Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes 

V2 Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht 
überbauten privaten Grundstücksflächen. Pflanzung 
von mindestens 1 Strauch / 20 m² Grundstücksfläche 
sowie einem Laubbaum pro Grundstücksfläche, 
Mindestens 50 % heimische Laubgehölze. 

siehe Kon-
flikt B 

Standortfremde Gehölzarten („exoti-
sche“ Ziergehölze) sowie flächige Na-
delholzbestände beeinträchtigen die 
siedlungstypische Eigenart. (§ 1 Abs. 3 
BauGB) 

   A1 Südliche Gebietsrandeingrünung auf privaten Grund-
stücksflächen auf einem Streifen von 5 m Breite. 
Dichte Bepflanzung unter Verwendung heimischer 
Laubgehölze  

siehe Kon-
flikt B 

Anreicherung des Landschafts- und 
Ortsbildes mit naturnahen Strukturele-
menten, Erhöhung der landschaftlichen 
Vielfalt und Eigenart. 

   A2 Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen 
Flächen auf einem Streifen von 5 m Breite: Extensives 
Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehlbeere 
(Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. 

siehe Kon-
flikt B 

Anreicherung des Landschafts- und 
Ortsbildes mit naturnahen Strukturele-
menten, Erhöhung der landschaftlichen 
Vielfalt und Eigenart. 

   A3 Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets: 
Auf der westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist ein 
5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend Maßnah-
meA1 zu pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach Norden 
sind wegbegleitend 4 Hochstammobstbäume oder 
Mehlbeere zu pflanzen. Die bestehenden Obstbäume 
entlang des Wirtschaftsweges im Osten der Fläche 
bleiben erhalten. Die übrige Maßnahmenfläche ist 
als Extensivgrünland anzulegen und zu unterhalten. 
Erhalt vorhandener Gehölze, soweit möglich. 

siehe Kon-
flikt B 

Aufwertung des Landschaftsbildes und 
naturnahe Einbindung des Baugebietes 
durch naturnah wirkende Gehölzpflan-
zungen und Extensivgrünland; Erhö-
hung der Vielfalt; Aufwertung der Erho-
lungseignung. 

   A4 Anlage und landschaftsgerechte Gestaltung einer 
zentralen Wasserrückhaltemulde auf intensiv genutz-
ten Grünlandflächen; naturnahe Gestaltung und 
Gehölzpflanzung; Begrünung der Mulden. 

siehe Kon-
flikt B 

Naturnahe Einbindung der Rückhalte- 
und Versickerungsfläche, Erhalt der 
landschaftlichen Vielfalt und Eigenart.  

   A5 Wiederaufforstung einer Windwurffläche (ehemals 
Fichtenkultur auf bodenfeuchtem Standort) mit 
Schwarzerle und Stieleiche 

siehe Kon-
flikt B 

Aufwertung des Landschaftsraumes 
durch vielfältig strukturierten und arten-
reichen Laubwald, Erhöhung der Viel-
falt und Naturnähe 

   A6 Waldumbau eines Fichtenforstes zu einem naturna-
hem Laubmischwald durch Buchenvoranbau 

siehe Kon-
flikt B 

  

Erhöhung der Vielfalt und Naturnähe 
durch vielfältig strukturierte und arten-
reiche Laubmischwälder 
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Empfehlungen für den Bebauungsplan als Ergebnis der Umweltprüfung 

Das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 Nr. 25a 
BauGB) innerhalb des Plangebietes 

Maßnahme V2 
• Gärtnerische Anlage bzw. Begrünung aller nicht überbauten privaten Grundstücksflä-

chen. Je Grundstück sind unter Beachtung des Nachbarrechts38 mindestens ein Obst-
baum oder Laubbaum 2. Ordnung und mindestens ein Strauch je 20 m² Grundstücksflä-
che zu pflanzen und durch Pflege dauerhaft zu erhalten. Verwendung mindestens 50 % 
heimischer und standortgerechter Laubgehölze (siehe Pflanzenliste). 

Begründung: 

Die oben genannten textlichen Empfehlungen tragen dazu bei, die durch das geplante Bauvor-
haben bestehenden Beeinträchtigungen für das Orts- und Landschaftsbild zu kompensieren. Sie 
haben weiterhin die Aufgabe, die Bodenfunktionen zu verbessern und den Wasserhaushalt posi-
tiv zu unterstützen. Der Grünanteil im Gebiet wird erhöht, um die kleinklimatische und lufthygie-
nische Situation zu verbessern. Naturnah gestaltete Gärten bieten Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere. 

Maßnahme A1  (862 m²; Wenigerath, Flur16, Flurstücke 32, 33, 34, 35; Teilflächen) 
• Die südliche Gebietseingrünung hat auf privaten Grundstücken durch eine dichte Laub-

gehölzpflanzung auf einem 5 m breiten Streifen zu erfolgen. Zur Verwendung kommen 
sollen vor allem heimische Sträucher sowie vereinzelt Bäume 2. Ordnung (pro betroffe-
nem Grundstück ein Baum) entsprechend der Pflanzenliste. Die Sträucher sind in einer 
Dichte von etwa 0,8 Stk/m² zu pflanzen. Die folgenden Qualitätsansprüche sind hier an-
zusetzen: 
• Sträucher: 3-4-triebig, 60 – 80 cm 
• Bäume: Stammumfang 12 – 14 cm 

Abgängige Gehölze sind umgehend zu ersetzen.  

Bei den betroffenen Grundstücken können die Gehölze bei der Festsetzung zu Maßnahme V2 
(Pflanzbindung und Pflanzpflichten) angerechnet werden, so dass den Eigentümern keine Nach-
teile entstehen. 

Begründung: 

Die Maßnahme trägt dazu bei, die Bodenfunktionen zu verbessern, Stoffeinträge zu vermeiden 
und den Wasserhaushalt positiv zu unterstützen. Der Grünanteil im Gebiet wird erhöht, um die 
kleinklimatische und lufthygienische Situation zu verbessern. Naturnah gestaltete Ortsränder 
bieten Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Das Baugebiet wird naturnah und harmonisch in die 
Landschaft eingebunden – zumal die Fläche nach Süden gut einsehbar ist - die landschaftliche 
Vielfalt und Naturnähe wird erhöht. 

Maßnahme A2  (555 m²; Wenigerath, Flur 16, Flurstück 32; Teilfläche) 
• Westliche Gebietsrandeingrünung auf öffentlichen Flächen auf einem Streifen von 5 m 

Breite: Pflege der Fläche als extensives Grünland, Pflanzung von 7 Stück „Echte Mehl-

 
38 Nachbarrecht; Grenzen, Rechte Paragraphen; Hrsg. Ministerium der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz, 2016; 

A. Nachbarrecht; III. Grenzabstände für Pflanzen 
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beere (Sorbus aria)“ im Abstand von 12 – 15 m. Die folgenden Qualitätsansprüche sind 
hier anzusetzen: 
• Bäume: Stammumfang 12 – 14 cm 

Abgängige Gehölze sind umgehend zu ersetzen.  

Begründung: 

Die Maßnahme trägt dazu bei, die Bodenfunktionen zu verbessern, Stoffeinträge zu vermeiden 
und den Wasserhaushalt positiv zu unterstützen. Der Grünanteil im Gebiet wird erhöht, um die 
kleinklimatische und lufthygienische Situation zu verbessern. Naturnah gestaltete Ortsränder, 
extensive Wegränder und heimische Laubgehölze bieten Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Das 
Baugebiet wird naturnah und harmonisch in die Landschaft eingebunden, die landschaftliche 
Vielfalt und Naturnähe wird erhöht.  

Da auf der westlichen Seite des Wirtschaftsweges bereits eine dichte Hecke stockt, wurde hier 
auf eine dichte Gehölzpflanzung verzichtet. 

Maßnahme A3 (5.126 m²; Wenigerath, Flur 16, Flurstück 35 (Teilfläche), 36) 
• Anlage einer Grünfläche im Osten des Plangebiets auf öffentlichen Flächen: Auf der 

westlichen Seite der Maßnahmenfläche ist ein 5 m breiter Gehölzstreifen entsprechend 
Maßnahme A1 zu pflanzen. Zur Verwendung kommen sollen vor allem heimische Sträu-
cher sowie vereinzelt Bäume 2. Ordnung entsprechend der Pflanzenliste. Die Sträucher 
sind in einer Dichte von etwa 0,8 Stk/m² zu pflanzen. Zum Wirtschaftsweg nach Norden 
(bestehendes Wohngebiet) sind wegbegleitend 4 Hochstammobstbäume, alternativ 4 
Mehlbeeren (Sorbus aria) zu pflanzen. Die folgenden Qualitätsansprüche sind bei der 
Maßnahme anzusetzen: 
• Sträucher: 3-4-triebig, 60 – 80 cm 
• Bäume: Stammumfang 12 – 14 cm 

Die bestehenden Obstbäume entlang des Wirtschaftsweges im Osten der Fläche bleiben 
erhalten. Abgängige Gehölze sind umgehend zu ersetzen. Die übrige Maßnahmenfläche 
ist als Extensivgrünland anzulegen und entsprechend den Vorgaben des Programms 
PAULa (LUWG 2011) zu unterhalten. 

Begründung: 

Die Maßnahme trägt dazu bei, die Bodenfunktionen zu verbessern, Stoffeinträge zu vermeiden 
und den Wasserhaushalt positiv zu unterstützen. Der Grünanteil im Gebiet wird erhöht, um die 
kleinklimatische und lufthygienische Situation zu verbessern. Naturnah gestaltete Ortsränder, 
extensive Wiesen und heimische Laubgehölze bieten Lebensraum für eine Vielzahl von Pflanzen 
und Tieren. Das Baugebiet wird naturnah und harmonisch in die Landschaft eingebunden – zu-
mal die Fläche nach Osten gut einsehbar ist - die landschaftliche Vielfalt und Naturnähe wird 
erhöht. 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB) innerhalb des Plangebietes 

Maßnahme A4 (1.380 m²; davon 911 m² RRB; Wenigerath; Flur 15, Flurstück 82) 
• Das Niederschlagswasser von Dach- und Garagenflächen ist nicht der Kanalisation zuzu-

führen, sondern in zentraler Rückhalte- bzw. Versickerungsfläche zur Versickerung zu 
bringen. Die zentralen Rückhalte- bzw. Versickerungsflächen sind naturnah zu gestalten 
und mit standortgerechten und heimischen Laubgehölzen (siehe Pflanzliste) randlich lo-
cker zu bepflanzen, ohne dass die Funktionsweise gestört oder notwendige Wartungsar-
beiten erschwert werden. Die Mulden sind mit Gras anzusäen. Die Gebüsche sind in re-
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gelmäßigem Abstand (mindestens alle 10 – 12 Jahre) abschnittsweise auf den Stock zu 
setzen bzw. stark zurückzuschneiden. Erhalt der bestehenden, randlichen Gehölze, soweit 
möglich (Bruchweiden). Die Funktion der Flächen als Versickerungsfläche ist dauerhaft zu 
erhalten. 

Begründung: 

Die Versickerung des Oberflächenwassers dient der Erhaltung des Grundwasserhaushaltes, der 
Rückführung des Wassers in den Naturkreislauf sowie dem Erhalt der natürlichen Bodenfunktio-
nen. Durch die naturnahe Gestaltung wird die Fläche landschaftsgerecht in die Umgebung ein-
gebunden, Vielfalt und Naturnähe werden erhöht. 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 
Nr. 20 BauGB) außerhalb des Plangebietes 

Maßnahme A5 (6.470 m²; Gonzerath, Flur 15, Flurstück 8/3; Teilfläche) 
• Auf einem Teilbereich des Gemeindeforstes, Abt. 7 a, (siehe folgende Abbildung), soll 

eine Windwurffläche (ehemals Fichtenmonokultur) auf frischen bis feuchten Standorten 
wieder aufgeforstet werden. Zu verwenden sind standortgerechte und heimische Laubge-
hölze: auf feuchten Standorten Schwarzerle (Alnus glutinosa), auf frischen Standorten 
Stieleiche (Quercus robur). Verwendung von autochthonem Pflanzenmaterial. Die Flä-
chen sind nach den Grundsätzen der naturgemäßen Waldwirtschaft zu bewirtschaften. 

Begründung: 

Entwicklung von Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Aufbau naturnaher Waldbestände und de-
ren Lebensgemeinschaften auf nassen und feuchten Standorten, Erhöhung der Grenzliniendich-
te. Die Flächen werden als Lebensraum und Jagdhabitat für typische Waldarten, z.B. Fleder-
mäuse und andere waldbewohnenden Arten, optimiert. Verminderung von Boden- und Grund-
wasserversauerung. Aufwertung des Landschaftsraumes durch vielfältig strukturierten und arten-
reichen Laubwald, Erhöhung der Vielfalt und Naturnähe. 

Maßnahme A6 (10.620 m²; Gonzerath, Flur 15, Flurstück 8/3; Teilfläche) 
• Auf einem Teilbereich des Gemeindeforstes, Abt. 7a (siehe folgende Abbildung), soll ein 

Waldumbau des bestehenden Fichtenforstes auf 1,06 ha zu einem artenreichen Laub-
mischwald mit Buchenvoranbau durch Klumpen erfolgen. Verwendung von autochtho-
nem Pflanzenmaterial. Die Flächen sind nach den Grundsätzen der naturgemäßen 
Waldwirtschaft zu bewirtschaften. 

Begründung: 

Entwicklung von Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Aufbau naturnaher Waldbestände und de-
ren Lebensgemeinschaften, Erhöhung der Grenzliniendichte. Die Flächen werden als Lebens-
raum und Jagdhabitat für typische Waldarten, z.B. Fledermäuse und andere waldbewohnenden 
Arten, optimiert. Verminderung von Boden- und Grundwasserversauerung. Aufwertung des 
Landschaftsraumes durch vielfältig strukturierten und artenreichen Laubwald, Erhöhung der Viel-
falt und Naturnähe. 
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Abb. 3: Maßnahme A5 (links) und Maßnahme A6 (rechts); Abt. 7a 

Sonstige Empfehlungen 
• PKW-Stellplätze, Garagenzufahrten und Fußwege sind mit wasserdurchlässigen Materia-

lien zu befestigen (Schotterrasen, Rasengittersteine, unverfugtes Pflaster im Sandbett etc.)  
• Der Oberboden ist zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915 Blatt 2 abzu-

schieben und einer sinnvollen Folgenutzung, z.B. durch Verteilung auf angrenzenden 
Ackerflächen, zuzuführen.  

• Die Begrünung von Dächern und Fassaden wird empfohlen. 
• Die Nutzung von Solarenergie einschließlich Photovoltaik ist zu begrüßen. 

Umsetzung der landespflegerischen Maßnahmen 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen für den Geltungsbereich des Bebauungsplans werden gemäß 
den planungsrechtlichen Festsetzungsmöglichkeiten des Baugesetzbuches übernommen.  

Die Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs befinden sich auf gemeindlichen Flächen. Die 
Umsetzung wird von der Gemeinde im Zuge dieses Bebauungsplans beschlossen. 

Vorgesehene Maßnahmen – Immissionsschutz 

Gemäß dem Geruchsgutachten39 wurde im Osten eine bis zu 55 m breite Fläche als Grünflä-
che festgesetzt und somit von der Ausweisung als Wohnbaugebiet ausgenommen. Damit wird 
sichergestellt, dass keine Wohnbebauung in den Bereichen errichtet wird, in denen Überschrei-
tungen der Immissionswerte (GIRL) ermittelt wurden. Diese Vorgehensweise führt dazu, dass 
nicht mit erheblichen Belastungen hinsichtlich der Geruchseinwirkungen im Plangebiet zu rech-
nen ist. Dennoch ist es möglich, dass im Baugebiet Gerüche wahrgenommen werden können. 
Hierbei wird insbesondere auf die innerörtliche Lage in einem dörflichen Gebiet verwiesen. 

Maßnahmen zum Schallschutz vorzusehen sind gemäß der schalltechnischen Untersuchung nicht 
erforderlich. 

 
39  Vgl. … (isu): Morbach – Immissionstechnische Untersuchung … 
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7.2.4 Anderweitig in Betracht kommende Planungsmöglichkeiten 

Es ist geplant, für den Ortsteil Wenigerath neue Wohnbauflächen zu schaffen. Die Flächennut-
zungsplanung der Gemeinde Morbach (GRUPPE HARDTBERG 2003) weist hierfür als die ge-
eignetste Fläche für Wenigerath das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes aus.  

Ausschlaggebend hierfür sind vor allem topografie- und immissionsbedingte Gründe (z.B. Lärm-
immissionen von der B 327; Geruchsimmissionen der beiden ortsansässigen landwirtschaftli-
chen Betrieb mit Viehhaltung, Biogasanlage). Mit einer Entfernung von ca. 300 m besteht eine 
sehr gute fußläufige Erreichbarkeit des Wenigerather Ortskerns und der Gemeinschaftseinrich-
tungen. Eine Anbindung über eine vorhandene Erschließungsstraße an die Kreisstraße K 123 ist 
unproblematisch. Insgesamt ergibt sich ein relativ geringer Eingriff in Natur und Landschaft. Ge-
prüft wurden die Geruchsimmissionen durch die landwirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung 
nord-östlich des geplanten Baugebietes. 

Zusammenfassend gibt es in der Ortslage Wenigerath keine vergleichbaren Alternativstandorte 
für ein Baugebiet. 

7.2.5 Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere 
Unfälle und Katastrophen (nach § 1 Abs. 6 Nr. 7j) 

Aufgrund der Lage des geplanten Baugebietes außerhalb eines Überschwemmungsgebietes so-
wie in weiter Entfernung und weit oberhalb eines Bachlaufs sind keine Risiken für Gesundheit, 
kulturelles Erbe und Umwelt durch schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten. Auch durch 
die Art der Bebauung als Wohngebiet ist hier keine Gefährdung zu erwarten. Der nächstgelege-
ne Standort der freiwilligen Feuerwehr (Morbach) ist etwa 1.500 m Luftlinie (ca. 4 km Wegstre-
cke) entfernt, das Plangebiet ist nach Aussage des Ordnungsamts Morbach40 innerhalb von 8 
Minuten erreichbar. 

7.3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.3.1 Verwendete technische Verfahren und eventuelle Schwierigkeiten bei der Zu-
sammenstellung der erforderlichen Angaben 

Im Folgenden werden die für die Eingriffsbewertung wesentlichen Planungsgrundlagen kurz be-
schrieben. Die Ermittlung und Bewertung der Schutzgüter41 beruht im Wesentlichen auf den 
Vorgaben der Landschaftsplanung für die Einheitsgemeinde Morbach (FISCHER & WREDE 
1999), einer örtlichen Überprüfung der Gegebenheiten sowie einer aktualisierten und konkreti-
sierten Biotoptypenkartierung. Weiterhin zur Verwendung gekommene Daten sind den Fußnoten 
bzw. der Literaturliste (siehe Kapitel 5.4) zu entnehmen. 

Die Landschaftsplanung der Gemeinde Morbach (FISCHER & WREDE 1999) stellt für das Unter-
suchungsgebiet in der Karte „Entwicklungskonzept“ als Ziel eine landschaftsgerechte Einbindung 
des Ortsrandes dar. Als übergeordnetes Ziel wird „Landwirtschaftliche Nutzfläche (Acker; Grün-
land) mit Grundanforderungen an umweltverträgliche Bewirtschaftung und Mindeststrukturie-
rung“ formuliert. Im Flächennutzungsplan (GRUPPE HARDTBERG 2003) ist die Fläche als 
Wohnbaufläche dargestellt. 

 
40 Telefonische Auskunft vom 08.06.2017 
41 Boden, Wasser, Klima, Tiere und Pflanzen, Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter, Wechselwirkungen 

zwischen den Schutzgütern (§ 1 Abs. 6, Nr. 7a BauGB) 
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Auf faunistische Kartierungen wurde aufgrund der vorhandenen Biotoptypen (intensive landwirt-
schaftliche Nutzung) und der Lage des Plangebietes in unmittelbarer Ortsnähe und nahe einer 
viel befahrenen Bundesstraße verzichtet. Eine Immissionstechnische Untersuchung zur Ermittlung 
der Geruchseinwirkung der landwirtschaftlichen Betriebe auf das Plangebiet wurde erstellt (ISU 
2009). 

Darüber hinaus wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, um mögliche Auswirkungen 
durch Verkehrslärm und durch den landwirtschaftlichen Betrieb in der Umgebung auf das Plan-
gebiet beurteilen zu können. 

Hinsichtlich der ansässigen landwirtschaftlichen Betriebe wurde in einer Geruchsuntersuchung 
ermittelt, ob und in welchem Umfang hieraus eine Belastung für das geplante Baugebiet mög-
lich ist. 

Da das Plangebiet planungsrechtlich unproblematisch ist, konnten alle erforderlichen Informati-
onen ohne Schwierigkeiten zusammengestellt werde. 

7.3.2 Maßnahmen der geplanten Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf 
die Umwelt (Monitoring) 

Zehn Jahre nach Inbetriebnahme der Erschließungsstraße ist anhand der dann aktuellen Ver-
kehrszahlen der Bundesstraße B 327 zu überprüfen, ob die in der Planung angenommenen 
Rahmenbedingungen noch zutreffen. Weiterhin soll zu diesem Zeitpunkt die tatsächliche Ge-
ruchssituation der landwirtschaftlichen Betriebe eruiert werden, insbesondere im Hinblick auf die 
Veränderung des Viehbestandes42. Die Umsetzung der landespflegerischen Kompensationsmaß-
nahmen wird überprüft. Weitere Maßnahmen des Monitorings erscheinen bei der vorliegenden 
Planung nicht erforderlich. 

7.3.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Die Gemeinde Morbach beabsichtigt für den Ortsteil Wenigerath ein Baugebiet auszuweisen 
und über einen Bebauungsplan rechtlich abzusichern. In der Entwicklungskonzeption des Land-
schaftsplanes ist das geplante Baugebiet „Wenigerath – An der Rapperather Anwand“ als Acker-
land mit der „Grundanforderung an umweltverträgliche Bewirtschaftung und Mindeststrukturie-
rung“ dargestellt. Das Baugebiet entspricht der Ausweisung des Flächennutzungsplanes. Aus-
schlaggebend hierfür waren vor allem topografie- und immissionsbedingte Gründe (z.B. Lärm-
immissionen von der B 327; Geruchsimmissionen der beiden ortsansässigen landwirtschaftli-
chen Betrieb mit Viehhaltung). Mit einer Entfernung von ca. 300 m besteht eine sehr gute fuß-
läufige Erreichbarkeit des Wenigerather Ortskerns und der Gemeinschaftseinrichtungen. Aus 
den genannten Gründen ist ein gleichwertiger Alternativstandort für Wenigerath nicht gegeben. 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind Tonschiefer – Sandstein – Verwitterungsböden mit 
relativ geringem Filtervermögen und mittlerer Empfindlichkeit gegenüber Versauerung. Die Bö-
den sind staunässeempfindlich. Die Böden des Untersuchungsgebietes weisen eine geringe – 
mittlere Schutzwürdigkeit auf. 

Naturnahe Oberflächengewässer sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Lediglich ein 
naturferner, nicht immer wasserführender Graben mit hohem Nährstoffeintrag tangiert das Plan-
gebiet im Bereich des Regenrückhaltebeckens. Hier ist keine Beeinträchtigung zu erwarten. Die 
Bedeutung der Flächen für den Grundwasserhaushalt und die Grundwasserneubildung ist gering 
– mittel. 

 
42  Eine Hofnachfolge des angrenzenden Hofes scheint zum Zeitpunkt der Planung nicht gesichert 
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Aufgrund der relativ unbelasteten Luft und der guten Durchlüftung besteht eine geringe Empfind-
lichkeit gegenüber bioklimatischen Belastungen. 

Das geplante Baugebiet ist aktuell geprägt durch Acker und Intensivgrünland. Das Plangebiet 
grenzt im Norden an die vorhandene Bebauung. Nach Osten, Westen und Süden grenzen 
Acker- und Grünlandflächen mit vereinzelten wegbegleitenden Hecken und Obstbäumen an. Im 
gesamten Untersuchungsgebiet existieren keine besonders schutzwürdigen Biotope, die einen 
Pauschalschutz nach § 15 LNatSchG aufweisen. Auch biotopkartierte Flächen sind im Untersu-
chungsgebiet nicht vorhanden. Aufgrund der vorhandenen Nutzungs- und Biotoptypen sind im 
Plangebiet keine schutzwürdigen oder empfindlichen Arten zu erwarten. Durch die intensiv ge-
nutzten landwirtschaftlichen Flächen unmittelbar an der Ortslage bestehen keine Verbindungen 
oder Vernetzungsbeziehungen zu den ökologisch schutzwürdigen Flächen nördlich von Weni-
gerath (Feuchtwiesen) oder zu den Waldflächen des Idarwaldes (FFH-Gebiet). Insgesamt hat das 
Gebiet für das Schutzgut „Tiere und Pflanzen“ eine geringe – mittlere Schutzwürdigkeit. 

Das Landschaftsbild im Bereich des Bebauungsplangebietes ist geprägt durch den Ort Weni-
gerath und die intensive Acker- und Grünlandnutzung. Naturnahe Strukturelemente sind die 
kleinflächigen, wegbegleitenden Hecken und Obstbäume außerhalb des Plangebietes. Die Flä-
che des geplanten Baugebietes ist nach Süden und Osten weithin einsehbar, charakteristische 
oder landschaftsprägende Elemente sind im Nahbereich kaum vorhanden. Das Landschaftsbild 
weist insgesamt eine geringe Schutzwürdigkeit auf. 

Aufgrund der Strukturarmut und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ist das Planungsge-
biet für die Erholungsnutzung nur gering geeignet, eine Feierabenderholung findet über die an-
grenzenden Wirtschaftswege aber statt. Erwähnenswerte Sachgüter sind neben den landwirt-
schaftlichen Nutzflächen nicht vorhanden. Naturdenkmäler, Bodendenkmäler oder archäologi-
sche Fundstellen sind im Plangebiet nicht bekannt. Auch Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch 
bedeutsame Nutzungsformen sind hier nicht vorhanden. 

Im Bereich der Gemeinde Morbach wurden folgende FFH-Gebiete ausgewiesen: 6109-301 
Idarwald; 6208-301 Hochwald; 6108-301 Dhronhänge. Diese sind mindestens 1,8 km (Luftli-
nie) vom geplanten Baugebiet entfernt. Aufgrund der für die wertgebenden Arten geringen Le-
bensraumeignung der vorhandenen Biotoptypen im Planungsgebiet und den hohen Abständen 
zu EU-Vogelschutzgebieten ist festzustellen, dass durch die geplante Baumaßnahme keine rele-
vanten Auswirkungen auf diese Schutzgebiete zu erwarten sind. 

Die bei der Realisierung der Baumaßnahme entstehenden Eingriffe und Abweichungen von Ziel-
vorstellungen betreffen vor allem die Schutzgüter Boden, Grundwasser sowie – deutlich nachge-
ordnet – landschaftsästhetische Aspekte. Durch Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
wie Optimierung der Regenwasserversickerung, Durchgrünung des Baugebietes oder schonen-
der Umgang mit dem Boden während der Bautätigkeit können einzelne Auswirkungen in ihrer 
Intensität und Reichweite vermindert werden. 

Verbleibende Beeinträchtigungen, die durch weitere landespflegerische Maßnahmen zu kom-
pensieren sind, sind vor allem der Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung und damit 
eine Verringerung der Grundwasserneubildung auf ca. 1 ha. 

Das anfallende Niederschlagswasser wird in einem zentralen Versickerungsbecken im Plangebiet 
zur Versickerung / Verdunstung gebracht bzw. zurückgehalten. Das Becken wird naturnah ge-
staltet und mit Gehölzen landschaftsgerecht eingebunden. Nach Westen und Süden wird das 
Plangebiet durch 5 m breite Pflanzstreifen in die Landschaft eingebunden, nach Osten wird eine 
extensive Grünfläche mit randlicher Bepflanzung auf über 0,5 ha angelegt. 
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Verbleibende Beeinträchtigungen werden außerhalb des Plangebietes in der Gemarkung 
Gonzerath im Gemeindeforst kompensiert: Hier wird eine Windwurffläche (ehemals Fichtenmo-
nokultur) mit standortgerechten heimischen Laubgehölzen bepflanzt, auf einer weiteren Fläche 
wird eine Fichtenmonokultur durch Buchenvoranbau zu einem Laubmischwald entwickelt. Die 
Maßnahmen haben positive Auswirkung auf den Artenschutz, das Landschaftsbild sowie auf Bo-
den und Grundwasser, da hier einer Bodenversauerung entgegengewirkt wird. 

8 VERFAHREN UND BETEILIGUNG 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurden die Schritte der frühzeitigen und der förm-
lichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit durchgeführt. Dar-
über hinaus wurde eine erneute förmliche Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit vor-
genommen.  

Die Anregungen aus den Beteiligungsverfahren wurden planungsbegleitend gewürdigt. Die 
Mehrzahl der vorgetragenen Anregungen waren in der Planung bereits umfänglich oder im We-
sentlichen berücksichtigt worden bzw. konnten durch kleinere Änderungen und Ergänzungen 
sowie redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen integriert werden. Die vorlaufend oder 
während des Verfahrens erstellten Fachuntersuchungen und Fachbeiträge lieferten dabei wichti-
ge Erkenntnisse.  

Auf Anregung der Landwirtschaftskammer wurde das Geruchsgutachten aktualisiert. Dieses neue 
Gutachten machte eine erneute förmliche Beteiligung erforderlich. In diesem Gutachten wurden 
aktuelle Viehbestände zugrunde gelegt. Andere Ergebnisse haben sich hierdurch für die Planung 
nicht ergeben. 

Generell wird zu den Ergebnissen der Beteiligungsverfahren auf die umfangreichen textlichen 
Ausarbeitungen verwiesen, die dem Gemeinderat Morbach zur Durchführung der Abwägung zu 
den Anregungen vorlag. 

9 HINWEISE ZUR REALISIERUNG 

Altlasten 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord weist darauf hin, dass im angegebenen Bereich 
keine Altablagerungen, Rüstungsaltstandorte, militärische Altstandorte oder gewerblich-
industrielle Altstandorte kartiert sind. 

Das Vorhandensein nicht registrierter Altablagerungen, Rüstungsaltstandorte, militärischer Alt-
standorte oder gewerblich-industrieller Altstandorte sowie das Auftreten von Auswertungsfehlern 
oder Abweichungen (z.B. aufgrund zwischenzeitlich geänderter Flurbezeichnungen) kann nicht 
ausgeschlossen werden. Die Überprüfung beinhaltete lediglich die in dem jeweiligen Kataster 
erfassten Flächen. 

Eine systematische Erhebung von bergbaulichen Altablagerungen (Halden) oder Standorten von 
Schadensfällen beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen liegt nicht vor. Es sind keine Auf-
fälligkeiten aktenkundig. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sollte sichergestellt sein, dass keine Beeinträchtigun-
gen der Bodenfunktionen vorliegen geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebli-
che Beeinträchtigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen (§ 2 Abs. 3 
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BBodSchG). 

Es heißt weiter, dass die generelle Bebaubarkeit, die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sowie die Belange des Umweltschutzes, im Sinne des § 1 BauGB gewährleis-
ten muss. Auf den „Erlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesonde-
re Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ wird hingewiesen. 

Sollten sich bei Baumaßnahmen umweltrelevante Hinweise (z.B. geruchliche/visuelle Auffälligkei-
ten) ergeben ist die SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
Trier umgehend zu informieren. 

Anfallende Bodenaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und boden-
schutzrechtlichen Bestimmungen ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. 

Bodenordnung 

Die Gemeinde hat alle Flächen innerhalb des Geltungsbereichs erworben. Die erschlossenen 
Grundstücke werden von der Gemeinde an Bauwillige verkauft. Eine förmliche Bodenordnung 
ist damit nicht erforderlich 

Bodenuntersuchungen 

Konkrete Bodenuntersuchungen sind für den Bereich der geplanten Erschließungstrassen im 
Rahmen der Erschließungsarbeiten beabsichtigt. Sollten sich hieraus Anhaltspunkte für mögliche 
Bodenbelastungen ergeben, können die Untersuchungen im Gebiet ausgedehnt werden. 

Bergbau 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist darauf hin, dass die Prüfung der hier vorhan-
denen Unterlagen ergab, dass im Bereich des ausgewiesenen Bebauungsplanes ‚Wenigerath – 
An der Rapperather Anwand‘ kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter 
Bergaufsicht erfolgt. 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist weiter darauf hin, dass keine Prüfung der Aus-
gleichsflächen in Bezug auf Altbergbau erfolgt. Sofern die Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz 
von schweren Geräten erfordern, sollte hierzu eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines mögli-
chen Gefährdungspotenzials erfolgen. 

Boden und Baugrund 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau empfiehlt bei Neubauvorhaben objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen durchzuführen. Darüber hinaus ist bei Bauvorhaben in Hanglagen das 
Thema Hangstabilität in die Baugrunduntersuchungen einzubeziehen. 

Landwirtschaftliche Immissionen 

Es wird, auch in Anlehnung an die gutachterlichen Beschreibungen, auf den dörflichen Charak-
ter des Ortsbezirks verwiesen. Solche Gebiete sind geprägt durch das Miteinander von Wohn-
nutzungen und land- sowie forstwirtschaftlichen Nutzungen. Insofern handelt es sich um z.T. 
vorbelastete Bereiche. Es wird in diesem ländlichen Gebiet als zumutbar angesehen, dass Gerü-
che und Geräusche der landwirtschaftlichen Nutzungen auftreten und spürbar sind. Auch wenn 
gemäß den Fachuntersuchungen keine Überschreitungen von Immissionswerten hinsichtlich der 
Geruchsthematik im Plangebiet zu erwarten sind, ist das Auftreten von Gerüchen und Geräu-
schen im vorliegenden Plangebiet möglich und mit Blick auf die Lage hinzunehmen. 
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Löschwasser 

Die Kreisverwaltung weist darauf hin, dass für die konkrete Umsetzung der Planung nachfolgen-
des zu beachten ist: 

• Im Brandfall muss eine wirksame Brandbekämpfung gewährleistet sein. Eine ausreichende 
Löschwassermenge muss zur Verfügung stehen. Die bereitzustellende Löschwassermenge ist 
nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW-Regelwerkes, Ausgabe Feb. 2008, zu bestimmen. 
(DVGW = Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.). 

• Für Wohngebiete ist eine Löschwassermenge von mind. 800 l/min (13,3 l/s) über einen 
Zeitraum von 2 Stunden zur Verfügung zu stellen.  

• In Abständen von höchstens 150 m sind Hydranten für Feuerlöschzwecke (DIN EN 14339 
bzw. DIN EN 14384) anzuordnen. 

Umgang mit Radon 

Das Plangebiet liegt gemäß der Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau 
Rheinland-Pfalz innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes und seltener hohes Radonpo-
tenzial über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Die landesweite Karte des Radonpo-
tenzials beruht bisher auf nur wenigen Messungen und dient deshalb nur zur groben Orientie-
rung. 

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) weist bereits darauf hin, dass das geogene Radon-
potenzial in seiner Auswirkung bei bestehenden und geplanten Siedlungen berücksichtigt werden 
soll. Andererseits existieren in Deutschland bislang keine verbindlichen Grenzwerte für die Ra-
donkonzentration in der Raumluft. Vom Bundesamt für Strahlenschutz werden lediglich unver-
bindliche Empfehlungswerte formuliert. Gemäß Aussage des Landesamtes für Geologie und 
Bergbau ist nach dem Stand der bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft bei 
geeigneter Bauweise praktisch überall in Rheinland-Pfalz die Errichtung von Gebäuden, die ei-
nen ausreichenden Schutz vor Radon bieten, möglich.  

Bei erhöhten Radonwerten, wie sie das Landesamt für den Bereich, in dem das Bebauungsplan-
gebiet liegt, festgestellt hat, werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen empfohlen, um 
den Eintritt des Radons in Gebäude weitgehend zu verhindern. Dazu zählen u.a.: 

- konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten 

- Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angrei-
fende Bodenfeuchte mit radondichten Materialien 

- Abdichten von Kellertüren, Verzicht auf Aufenthaltsräume im Keller 

Kleinräumig, also im vorliegenden Baugebiet, können davon allerdings aufgrund der örtlich 
variierenden geologischen Einflussgrößen deutliche Abweichungen bei den Radonwerten auftre-
ten. Auf Bebauungsplanebene wurden keine konkreten Messungen durchgeführt. Eine genauere 
Radonmessung in der Bodenluft ist im Rahmen der Baugrunduntersuchungen für jede Baufläche 
empfehlenswert. Die sich hieraus ergebenden Schutzmaßnahmen sind bei der Bebauung zu be-
achten. Die Messergebnisse sollten zur Fortschreibung der Radonprognosekarte dem Landesamt 
für Geologie und Bergbau, Rheinland-Pfalz, Emy-Roeder-Str. 5, 55129 Mainz gemeldet werden. 

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass Studien des Landesamtes für Geologie und Bergbau 
ergeben haben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3- 4 
Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus 
dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbe-
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sondere Witterungseinflüsse wie Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verant-
wortlich. Nur so können aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfoh-
len, die Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig 
durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch hö-
her sein. 

Ver- und Entsorgung 

Die Erschließungsplanung soll mit den zuständigen Erschließungsträgern koordiniert werden. 
Gemäß den Vorgaben der Leitungsträger ist die genaue Lage von Versorgungsleitungen ggf. 
durch Handschachtungen festzustellen. Notwendige Schutzstreifen oder Mindestabstände sind 
bei der Planverwirklichung geeignet zu beachten. Arbeiten innerhalb der Schutzstreifen sind an-
zuzeigen und Schutzmaßnahmen abzustimmen. Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung 
dürfen Mindestabstände bei der Verlegung von Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht unter-
schritten werden. 

Die Westnetz GmbH weist darauf hin, dass es unter Umständen erforderlich, dass die Leuchten 
auf Privateigentum errichtet werden, um den für die Leuchten in der RAS (Richtlinie für die Anla-
ge von Straßen)  geforderten seitlichen Sicherheitsraum für den Kraftfahrzeugverkehr von 0,75 m 
(bei Hochborden 0,5 m) zu erreichen. Weiter heißt es, dass unter Umständen Leuchten entlang 
der Straßengrenze vor den Anwesen errichtet werden, um durch gleiche Leuchtenabstände eine 
gleichmäßige Ausleuchtung der Straße zu erreichen. 

erarbeitet durch 

  IMMISSIONSSCHUTZ • STÄDTEBAU • UMWELTPLANUNG 
  GEMEINDEVERWALTUNG MORBACH (UMWELTBERICHT) 

Kaiserslautern, im Juli 2020  1614 04 Be FzB/hf 
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VERFAHRENSVERMERKE  

1. Aufstellungsbeschluss: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat in seiner Sitzung am 17. Juni 2008 die Auf-

stellung dieses Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. 

2. Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 

Abs. 8 BauGB erfolgte am 01. August 2008 durch Veröffentlichung in der ‚Morbacher 

Rundschau’. 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden: 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 30. Mai 2017 (mit Fristsetzung bis 

21. Juli 2017) eingeleitet. 

Diese wurden zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungs-

grad der Umweltprüfung (sog. Scoping) aufgefordert. 

4. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit: 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch Aus-

legung des Bebauungsplanes in der Zeit vom 19. Juni 2017 bis zum 21. Juli 2017. 

5. Prüfung der Anregungen: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat die fristgemäß eingegangenen Anregungen 

gemäß § 4 Abs. 1 sowie § 3 Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung am 18. Februar 2019 geprüft. 

6. Beteiligung der Behörden: 

Das Verfahren zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 Abs. 2 i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB wurde am 24. Oktober 2019 eingeleitet. Die Frist 

für die Abgabe der Stellungnahmen endete am 06. Dezember 2019. 

7. Bekanntmachung der Auslegung: 

Die ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte am 

25. Oktober 2019 durch Bekanntmachung in der ‚Morbacher Rundschau’. 

Es wurde darauf hingewiesen, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind 

und ausgelegt werden. 

8. Auslegung des Planentwurfes: 

Der Planentwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung einschließlich Umweltbericht 

sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen lagen ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 04. November 2019 bis zum 06. Dezember 2019 

aus. 
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9. Erneute Beteiligung der Behörden: 

Das Verfahren zur erneuten Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 Abs. 2 i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB wurde mit 

Schreiben vom 20. Mai 2020 eingeleitet. Die Frist für die Abgabe der Stellungnahmen en-

dete am 19. Juni 2020. 

10. Bekanntmachung der 2. Auslegung: 

Die ortsübliche Bekanntmachung der 2. Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. 

§ 4a Abs. 3 BauGB erfolgte am 29. Mai 2020 durch Veröffentlichung in der ‚Morbacher 

Rundschau‘. 

11. Auslegung des 2. Planentwurfes: 

Der Bebauungsplan mit der Begründung einschließlich Umweltbericht sowie die wesentli-

chen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen lagen gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 08. Juni 2020 bis zum 

19. Juni 2020 aus. 

12. Prüfung der Anregungen: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat die fristgemäß eingegangenen Anregungen 

gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am .................. geprüft. 

13. Beschluss des Bebauungsplanes: 

Aufgrund der §§ 1 bis 4 und 8 bis 10 BauGB hat der Gemeinderat der Gemeinde Morbach 

den Bebauungsplan sowie die gestalterischen Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB 

i.V.m. § 88 LBauO in seiner Sitzung am .................. als Satzung beschlossen. 

14. Ausfertigung: 

Bereits auf der Planzeichnung und den separaten Textlichen Festsetzungen erfolgt – siehe 
dort ‚Ausfertigung‘. 

15. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses: 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB er-

folgte am ............... durch Bekanntmachung in der ‚Morbacher Rundschau’. 
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